Amts ۶. 1 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
M 26. Marienwerder, den 28. Juni 1899. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen [den Betrieb auf der elektriſchen Straßenbahn in 


۲ Graubeng zu eröffnen. 
her Zentral⸗Behörden. Marienwerder, den 13. Juni 1899. 
Y) Bekanntmachung. Der Regierungs⸗Präſident. 


In nächſter Zeit werden neue Reichskaſſenſcheine 5) Der Arbeiter Peter Samißewski aus Abl. 
zu 50 Mark ausgegeben werden, deren Beſchreibung Schönau, Kreis Graudenz, hat am 19. April d. Is. 
wir in der Anlage zur öffentlichen Kenntniß bringen. den Brunnenmacher Paſſow aus Berlin mit Muth und 


Berlin, den 19. Juni 1899. Entſchloſſenheit und nicht ohne eigene Lebensgefahr 
Reichsſchulden verwaltung. aus einem eingeſtürzten Brunnenſchacht gerettet, was 
von Hoffmann. ich nee, i 910 ee s Pe 
Kenntniß bringe, ba ent Samißewski für dieſe 
Verordnungen ub Bekauntmachungen That eine Prämie von 30 Mark bewilligt habe. 
ber Provinzial⸗Behörden ꝛe. Marienwerder, den 17. Juni 1899. 
2) Bekanntmachung. Der Regierungs⸗Präſident. 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 6) Nachdem von den, dem Malergewerbe angehörenden 
Lehrers Schmechel in Bülowsheide zum Stell- Handwerkern in Konitz, Schlochau, Pr. Friedland, 
vertreter des Standesbeantten für den Standesamts⸗ Hammerſtein, Czersk und Tuchel der Antrag auf Gre 
bezirk Bülowsheide, Kreiſes Schwetz, an Stelle des richtung einer, die Kreiſe Konitz, Schlochau und Tuchel, 
aus dem Bezirke verzogenen Königlichen Förſters Ley mit Ausnahme des im Kreiſe Schlochau belegenen 
und des Königlichen Förſters a. D. Manke in Bülows⸗Theils des Amtsgerichtsbezirks Baldenburg umfaſſenden 


heide zur öffentlichen Kenntniß. Zwangsinnung für das genannte Gewerbe mit dem 
Danzig, den 15. Juni 1899. Sitze in Konitz geſtellt worden iit, habe ich den Bürger⸗ 

Der Ober⸗Präſident. meiſter Deditiu M 51 gemäß 8 100 a des 

۱ Geſetzes vom 26. Juli 1897 zum Kommiſſar für die 

9 Wekaumtmacheng. Ermittelung der Mehrheit der betheiligten Handwerker 


b ne i die erfolgten ی یی‎ n eiut 

1. des Beſitzers und Lehrers a. D. Kowalk in E 

Wilhelmsmark zum Standesbeamten für den E T iA iei 
Standesamtzbezirk Grucano, Kreiſes Schwetz, an 7) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 


Stelle des Gutsbeſitzers Niemeyer in Gruczno und Erlaſſes vom 1. b. Mte. zu genehmigen geruht, daß 


2. des Lehrers Franz Krauſe in Gruczno zum à : 1 ; 
۲ ber Name des im Kreiſe Briefen belegenen Gutsbezirks 
Stellvertreter des Stonderbeamten für ben võ» Chelmonie in „Colmansfeld“ umgewandelt wird. 


genannten Bezirk, an Stelle der bisherigen beiden ; 
Stellvertreter, des Amtsſekretärs Gaede und bes 8 den 11 8 A den 
Beſitzers Theophil Kaminski in Gruczno zur Der Regierungs⸗ ۰ 


öffentlichen ۰ 8) Bekanntmachung. 
Danzig, den 21. Juni 1899. Die im Kreiſe Marienwerder von der Stadt 
Der Ober⸗Präſident. Neuenburg 9 km, vom Bahnhof Czerwinsk 5 km 


4) Der Nordiſchen Elektrizitäts⸗Aktien⸗Geſellſchaft in entfernt gelegene Domäne Oſterwitt nebſt dem Vorwerk 
Danzig iſt am 12. v. Mts. die Genehmigung ertheilt, Luchowo und dem fiskaliſchen Nutzungsrecht in dem 


Wusgegeben in Marienwerder am 29. Juni 1899. 
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Während ber Ferien werden nur in Ferienſachen 

Termine abgehalten und Entſcheidungen erlaſſen. 
Ferienſachen ſind: 

. Strafſachen; 

„ Arreſtſachen und die eine einſtweilige Verfügung 

betreffenden Sachen; 

Meß⸗ und Marktſachen; 

Streitigkeiten zwiſchen Vermiethern und Miethern 

von Wohnungs⸗ und anderen Räumen wegen 

Ueberlaſſung, Benutzung und Räumung derſelben, 

ſowie wegen Zurückhaltung der vom Miether in 

die Miethsräume eingebrachten Sachen; 

5. Wechſelſachen; 

6. Bauſachen, wenn über Fortſetzung eines an⸗ 

gefangenen Baues geſtritten wird. 

Zur Uebernahme der Pachtung it ein flüſſiges Auf Antrag kann das Gericht auch andere 
Vermögen von 130000 Mark erforderlich. Die Pacht⸗ Sachen, ſoweit ſie beſonderer Beſchleunigung bedürfen, 
bewerber haben ſich möglichſt vor dem Verpachtungs⸗- als Ferienſachen bezeichnen. 
termine, ſpäteſtens aber in demſelben über ihre land⸗ Auf das Mahnverfahren, das Zwangsvollſtreckungs⸗ 
wirthſchaftliche Befähigung, ſowie durch Beſcheinigung verfahren, das Konkursverfahren und die Angelegen⸗ 
des Kreislandraths, welche auch die Höhe der von heiten der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit ſind die Ge⸗ 
ihnen zu zahlenden Staatsſteuern ergeben muß, und richtsferien ohne Einfluß. Die Bearbeitung der Vor⸗ 
in ſonſt glaubhafter Weiſe über den eigenthümlichen mundſchaftsſachen, Nachlaßſachen, Lehns⸗ und Fidei⸗ 
Beſitz des zur Uebernahme der Pacht erforderlichen kommiß⸗ und Stiftungsſachen kann aber während der 
Vermögens vor unſerm Lizitations Kommiſſar aus⸗ Ferien unterbleiben, ſoweit das Bedürfniß einer Be⸗ 
zuweiſen. ſchleunigung nicht vorhanden ift. 

Die Beſichtigung der Domäne wird den Pacht⸗ Eingaben und Geſuche, welche während der 
bewerbern nach vorheriger Meldung bei dem Herrn Ferien erledigt werden ſollen, find als „Ferienſache“ 
Adminiſtrator Wundſch in Luchowo geſtattet. zu bezeichnen und erforderlichenfalls als ſchleunig zu 

Die Verpachtungsbedingungen können in unſerer begründen. Anderer Anträge und Geſuche haben ſich 
Domänen⸗Regiſtratur und bei dem Pächter eingeſehen, die Parteien während der Ferien zu enthalten. 
auch in Abſchrift gegen Erſtattung der Schreibgebühren Marienwerder, den 18. Juni 1899. 
und Druckkoſten von uns bezogen werden. Königliches Oberlandesgericht. 

Marienwerder, den 12. Juni 1899. 12) Bekanntmachung. 

Königliche Regierung, Auf Antrag der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. in Bromberg ſoll im Wege des durch das Geſetz vom 
9 Bekanntmachung. 11. Juni 1874 (G.⸗S. S. 221) vorgeſchriebenen Bers 

Die Poſthülfſtelle in Zappendowo bei ۲ iſt fahrens die Entſchädigung für die von den nach⸗ 
aufgehoben worden. bezeichneten Grundſtücken zum Bau der Eiſenbahn von 

Bromberg, den 24. Juni 1899. Schönſee nach Strasburg in Anſpruch genommenen 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. Flächen feſtgeſtellt werden: 
10) Soeben erſchien das Oſtdeutſche Eiſenbahn⸗Kurs⸗ 1. von dem Grundſtücke Galczewo I 24, dem Be⸗ 
buch vom 1. Juli 1899 enthaltend die neueſten Fahr⸗ ſitzer Adolf Rude in Schwenten bei Schwetz ge⸗ 
pläne der Eiſenbahnſtrecken öſtlich der Linie Stralſund⸗ hörig, 9 ar 49 qm, 
Berlin⸗Dresden, ſowie Auszüge der Fahrpläne der 2. von dem Grundſtücke Vorwerk Schönſee Band X 
anſchließenden Bahnen von Mittel⸗Deutſchland, Oeſter⸗ Blatt 75 und Band VIII Blatt 62, den Gärtner 
reich, Ungarn und Rußland, auch Kleinbahnen, Poft- und Paul Borrmann'ſchen Eheleuten in Schönſee ge⸗ 
Dampfſchiffsverbindungen, Beſtimmungen über Rund⸗ hörig, 34 ar 59 qm und 15 ar 08 qm, 
reiſekarten u. ſ. w. e 3. von dem Grundſtücke Schönſee Band IV Blatt 79, 

Das Kursbuch ijt auf allen größeren Stationen denſelben gehörig, 7 ar 28 qm. 
des vorbezeichneten Bezirks von den Fahrkarten⸗Aus⸗ Zu dieſem Zweck habe ich Termine anberaumt 
gabeſtellen, von den Bahnhofsbuchhändlern ſowie im und zwar zu 1 auf Mittwoch, den 5. Juli d. Is., 
Buchhandel zum Preiſe von 50 Pfg. zu beziehen. Vormittags 11 Uhr, Zuſammenkunftsort Wohnung des 

Bromberg, den 24. Juni 1899. Gemeindevorſtehers in Galczewo, 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. zu 2 und 3 auf Donnerſtag, den 6. Juli 
11) Bekanntmachung. d. Is., Vormittags 8 Uhr, Zuſammenkunftsort Bahn⸗ 

Die diesjährigen Gerichtsferien beginnen am hof Schönſee. 

15. Juli und endigen am 15. September. Alle neben den Eigenthümern und dem Unternehmer 


Halbendorfer und dem großen Pienionskowoer See 
ſoll am 
Mittwoch, den 19. Juli d. Is., 
11 Uhr Vormittags, 

in unſerem Sitzungszimmer auf 18 Jahre von Johanni 
1900 bis dahin 1918 öffentlich und meiſtbietend vor 
unſerem Kommiſſar Herrn Regierungs⸗Aſſeſſor von Salt- 
wedel verpachtet werden. 

Der Flächeninhalt beider Vorwerke beträgt 
729,962 ha, darunter 505,063 ha Acker und 137,549 
ha Wieſen, der Grundſteuerreinertrag rt. 8441 Mk., 
der Flächeninhalt des Halbendorfer Seees 35,235 ha, 
des großen Pienonskowoer Seees 25,702 ha. Der 
jetzige Pachtzins 17258 Mark einſchließlich Melio⸗ 
rationszinſen. 


„ W 
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Betheiligten werden zu dieſen Terminen behufs Wahr⸗ 
nehmung etwaiger Rechte unter der Verwarnung geladen, 
daß bei ihrem Ausbleiben die Entſchädigung ohne ihr 
Zuthun feſtgeſtellt und wegen Auszahlung oder Hinter⸗ 
legung das Erforderliche verfügt werden wird. 
Marienwerder, den 22. Juni 1899. 
Der Enteignungs⸗Kommiſſar. 
Auffarth, 
Regierungs⸗Rath. 
Bekanntmachung. 
Behufs Tilgung der Konitzer Kreisſchuldverſchrei⸗ 
bungen ſind für 1899 die Schuldverſchreibungen: 
Buchſtabe A. Nr. 29 und 71, 
P B. Nr. 139, 
E C. Nr. 197 und 160 
ausgelooſt. Dieſe werden den Beſitzern mit ber Auf⸗ 
forderung gekündigt, die Kapitalbeträge vom 2. Januar 
1900 ab bei unſerer Kreiskommunalkaſſe hier oder bei 
dem Bankier S. Frenkel in Berlin W., Behrenſtraße 67, 
gegen Rückgabe der Schuldverſchreibungen mit den dazu 
gehörigen nach dem 2. Januar 1900 fälligen Zins⸗ 
ſcheinen und den Zinsſcheinanweiſungen baar in Empfang 
zu nehmen. 
Eine Verzinſung über 
hinaus findet nicht ſtatt. 
Konitz, den 19. Juni 1898. 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Konitz. 


Bekanntmachung. 
Kündigung von Kreisanleiheſcheinen. 
Von den zu Zwecken der Chauſſeebauten auf 
Grund der Allerhöchſten Privilegien vom 25. No⸗ 
vember 1885 und 7. Oktober 1889 ausgegebenen An- 
leiheſcheinen des Kreiſes Löbau der IX. Emiſſion ſind 
am 3. Februar er. behufs Amortiſation ausgelooſt 
worden: 
Littr. C. Nr. 78 über 500 Mark. 
„ D. Nr. 62 über 200 Mark. 

Den Inhabern dieſer Anleiheſcheine werden die 
bezeichneten Kapitalien hierdurch mit der Aufforderung 
gekündigt, die Beträge gegen Einreichung der Anleihe⸗ 
ſcheine vom 1. Oktober d. J. ab bei unſerer Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe und bei S. A. Samter Nachfolger in 
Königsberg in Empfang zu nehmen. 

Die Verzinſung dieſer Anleiheſcheine hört mit 
dem 1. Oktober d. J. auf. 

Neumark W., Pr., den 22. Februar 1899. 
Der Kreisausſchuß des Kreiſes Löbau. 


Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des § 1 des Forſtdiebſtahls⸗Geſetzes 
vom 15. April 1878 in Verbindung mit § 5 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 und mit $ 62 der Kreisordnung vom 12. De- 
zember 1872/19. März 1881 verordne ich hiermit für 
den Umfang des hieſigen Amtsbezirks was folgt: 

8 1. Das unbefugte Sammeln von Beeren, 
Kräutern und Pilzen in den Forſten des hieſigen 
Amtsbezirks iſt verboten. 


13) $ 


den genannten Zeitpunkt 


14) 


15) 


16) 


Auf Grund des 8 


$ 2. Zuwiderhandlungen werden mit einer Geld⸗ 


ſtrafe bis zu 9 Mark, im Unvermögensfalle mit ent⸗ 
ſprechender Haft beſtraft. 


Neu Grabia, den 10. Mai 1899. 
Der Amtsvorſteher. 


Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 


362 des Strafgeſetzbuchs. 

Joſeph Gürtler, Arbeiter, geb. am 17. März 
1860 zu Böhmiſch⸗Leipa, Böhmen, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom Königlich preu⸗ 
ßiſchen Regierungs - Präſidenten zu Magdeburg, 
vom 16. April d. J. 

Alexander Jaſtrzinski, Schmied, geboren am 
15. März 1870 zu Lipa, Gouvernement Minsk, 
Rußland, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Hildesheim, vom 9. Mai d. S 

Heinrich & out, Schuhmachergehülfe, geboren am 
7. Juni 1859 zu Miletin, Bezirk Königgrätz, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Breslau, vom 10. Mai d. J. 

Emanuel Krepelka, Blumentiſchmacher, ge⸗ 
boren am 15. Juli 1872 zu Deutſch⸗Brüz, Bezirk 
Pilſen, Böhmen, ortsangehörig zu Stein⸗Lotha, 
Bezirk Ledetſch, Böhmen, wegen Diebſtahls, falſcher 
Namenangabe, Landſtreichens und Führung falſcher 
Legitimationspapiere, vom Stadtmagiſtrat zu Nürn⸗ 
berg, Bayern, vom 29. März d 

Paul Lanz, Arbeiter, geboren am 6. Januar 
1864 zu Skotſchau, Bezirk Bielitz, Oeſterreichiſch⸗ 
Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Oppeln, vom 15. Mai d. J. 

Joſephine Madſen, Zirkusreiterin, geboren am 
21. Auguſt 1879 zu Hollbeck (Kopenhagen), Däne⸗ 
mark, wegen Nichtbeſchaffung eines Unterkommens, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Stettin, vom 13. Mai d. J. 

Joſeph Piſar, Tiſchler, geboren im Jahre 1855 
zu Bucina, Bezirk Hohenmauth, Böhmen, öſter⸗ 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Viechtach, 
vom 3. Mai d. J. 

Emil Joſeph Sibille, Fabrikarbeiter, angeblich 
geboren am 15. Februar 1864 zu Pouxeux, De⸗ 
partement Vosges, Frankreich, franzöſiſcher Staats- 
angehöriger, wegen Landſtreichens, vom Kaiſer⸗ 


lichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg, vom 
16. Mai d. J. 
Clementine Sibille, geb. Thyriet, Ehefrau 


des vorigen, angeblich geboren am 26. Juni 1861 
zu Dommartin⸗ au = bois, Departement Vosges, 
Frankreich, franzöſiſche Staatsangehörige, wegen 
Landſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten 
zu Straßburg, vom 16. Mai d. J. 
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17) Perſonal⸗Chronik. Pfarrſtelle zu Königsdorf, Diözefe Flatow, berufen und 
Der Regierungs- und Forſtrath © tr u e tt e Db e r beſtätigt worden. 
ift vom 1. Juli b. Is. ab an die Königliche Regierung Der Kreisſchulinſpektor Dr. Steinhardt in Zempel⸗ 


zu Hildesheim verſetzt worden. burg ift vom 24. Juni b. Is. ab auf 4 Wochen bez 
Der Regierungsrath du Vinage iſt an die ſurlaubt und wird während dieſer Zeit von dem Kreis- 
Königliche Regierung zu Stralſund verſetzt. ſchulinſpektor Bennewitz in Flatow vertreten. 
Der Gerichtsſekretär Lange iſt zum Stell Der Kreisſchulinſpektor Eichhorn in Strasburg 


vertreter des Amtsanwalts in Löbau ernannt worden. iſt vom 1. Juli bis 1. Auguſt b. Js. beurlaubt und 

Der Hülfszeichner Bendrat von hier iſt zum wird während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor 
Kataſterzeichner bei dem Königlichen Kataſteramte in e r into n daſelbſt vertreten. 

Inſterburg vom 1. Juli b. Js. berufen worden. Der Kreisſchulinſpektor Dr. Otto in Marien⸗ 

Der bisherige Hülfszeichner Franz Strogalskiſwerder ift vom 1. bis 23. Juli b. 38. beurlaubt und 
in Danzig iſt vom 1. Juli d. Js. ab an die Re⸗ wird während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor 
gierung Marienwerder zum Kataſterzeichner berufen von Homeyer in Mewe vertreten. 
worden. Der Kreisſchulinſpektor Dr. Witte in Thorn iſt 

Die Wiederwahl des Bürgermeiſters Hartwichſvom 1. bis zum 31. Juli d. Js. beurlaubt und wird 
zu Culmſee auf eine weitere Wahlperiode ijt von mir während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor Dr. 
beſtätigt worden. Thunert in Culmſee vertreten. 

Die Wahl des Beſitzers Viktor Kauffmann Die Ortsaufſicht über die evangeliſche Schule zu 
zum unbeſoldeten zweiten Beigeordneten der Stadt Chriſtfelde, im Kreiſe Schlochau, ift dem Hilfsprediger 
Schönſee iſt beſtätigt worden. Hoehne in Barkenfelde übertragen und der bis⸗ 

Die Wahl des Hotelbeſitzers Oloff und bes herige Ortsſchulinſpekter, Pfarrer Böttcher in Schlochau 
Stellmachermeiſters Hollatz zu Rathmännern der von dieſem Amte entbunden worden. 

Stadt Pr. Friedland iſt beſtätigt worden. Dem Herrn Leo Berg in Klein Mendromierz, 

Im Kreiſe Culm iſt der Beſitzer Ziebarth Kreis Tuchel, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
zu Blotto zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu ſein. 
Friedrichsbruch ernannt. Dem Fräulein Emma Schmied in Pr. Fried⸗ 

Im Kreiſe Strasburg iſt der Gutsverwalter land iſt die Erlaubniß ertheilt, die Privatſchule für 
Kober zu Sumowo zum Stellvertreter des Amts⸗ Mädchen in Pr. Friedland weiter zu leiten und in 
vorſtehers für den Amtsbezirk Sumowo ernannt. derſelben zu unterrichten. 

Im Kreiſe Stuhm ift der Beſitzer Hugo Döhringſ18) Erledigte Schulſtellen. 
zu Willenberg zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Julien⸗ 
für den Amtsbezirk Teſſensdorf ernannt. felde, Kreis Schwetz, wird zum 1. Juli d. Js. erledigt. 

Die Verwaltung der aus Theilen der Ober⸗ Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
förſtereien Hagen und Bülowsheide neu gegründeten dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Oberförſterei Neuenburg, ift vom 1. Juli d. Js. ablihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
dem Königlichen Oberförſter Hermann mit dem Herrn Bartſch zu Schwetz zu melden. 

Amtsſitze in der Stadt Neuenburg übertragen worden. Die Lehrerſtelle an der neu errichteten katholiſchen 

Dem Forſtaufſeher Grunow, bisher in der Volksſchule in Richnau, Kreis Briefen, fol demnächſt 
Fürſtlich Reußſchen Oberförſterei Alteiche, ift unter Er⸗beſetzt werden. 
nennung zum Förſter die neu gegründete Förſterſtelle Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
zu Wonkopf, in der Oberförſterei Lonkorß, vom 1. Juli dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
d. Is. ab, definitiv übertragen. ihrer Zeugniſſe, bei dem Herrn هام‎ 

Dem Forſtaufſeher Dreier, bisher in der Rohde in Schönſee zu melden. 

Oberförſterei Lautenburg, iſt unter Ernennung zum Eine Lehrerſtelle an der katholiſchen Volks⸗Schule 
Förſter die durch Verſetzung des Förſters Haeger er⸗ zu Mocker, Kreis Thorn, wird zum 1. Auguſt d. Js. 
ledigte Stelle zu Fahlbruch, in der Oberförſterei erledigt. 

Pflaſtermühl, vom 1. Juli d. Js. ab, definitiv über- Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
tragen. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 

Der Predigtamts⸗Kandidat Martin Sauber⸗ ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
zweig aus Hohenſelchow i.) Pommern it in die Herrn Dr. Witte zu Thorn zu melden. 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 26.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 


Beſchreibung 


auf Grund des Geſetzes vom 30. April 1874 (Reichsgeſetzblatt S. 40) 
unterm 5. Januar 1899 neu ausgefertigten 


Keichskaſſenſcheine zu Funfzig Mark. 


Die neuen Reichskaſſenſcheine zu Funfzig Mark find 10 em hoch und 15 em 
breit, in bläulich- grünem Kupferſtichdruck auf eigenartig geriffeltem Hanfpapier Bers 
geſtellt, welches als fortlaufendes Waſſerzeichen eine von Lorbeerzweigen umgebene 
Kaiſerkrone und auf dem linken Rande der Rückſeite einen mit bunten (gelben, 
blauen, grünen und rothen) Pflanzenfaſern durchſetzten Streifen enthält. 

Die Vorderſeite ift von einer etwa 4 mm breiten, abwechſelnd aus Lorbeer 
zweigen und der Zahl 50 beſtehenden Einfaſſung, welche oben in der Mitte durch 
das Wort REICHSKASSENSCHEIN unterbrochen iſt, begrenzt. 

Auf der linken Hälfte der Vorderſeite ſitzt, mit einem Hermelinmantel be- 
kleidet und das Haupt mit einer Kaiſerkrone bedeckt, eine weibliche Geſtalt auf einer 
mit Adler, Borte und dem Monogramm W verzierten ſteinernen Bank. In der 
linken Hand hält ſie einen Palmenzweig, während die rechte nach einem hinter ihr 
auf der Bank liegenden Schwerte greift. 

Zur Seite der Figur hängt an einer Eiche ein Schild mit dem deutſchen 
Adler. Von der Eiche bis zum linken Rande der Einfaſſung iſt ein Vorhang gezogen, 
auf welchem abwechſelnd die Buchſtaben W, F und W angebracht ſind. 


Zu Füßen der Geſtalt, am Meeresſtrande, befinden ſich die Sinnbilder der 
Landwirthſchaft, des Handels, der Kunſt, Wiſſenſchaft und Induſtrie. 
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Die rechte Hälfte der Vorderſeite enthält unterhalb eines Eichenzweiges in 
deutſchen Buchſtaben die Aufſchrift: 
Geſetz vom 30. April 1874. 
50 
Funfzig Mark. 
Berlin, den 5. Januar 1899 
Neichsſchuldenverwaltung 
v. Hoffmann Merleker Mücke 
Tielſch Lehnert Zwicker 

Unter der etwa 18 min hohen Zahl 50 befindet ſich das Wort MARK in 
nur umriſſenen Buchſtaben. 

Die Vorderſeite iſt innerhalb des Randes mit einem guillochirten Ueberdruck 
in beſonderer Farbe verſehen. À 

Auf der Kückſeite befinden fih links in deutſcher Schrift mit verzierten 
Anfangsbuchſtaben die Worte: 

Reichskaſſenſchein 
Funfzig 
Mark 
Darunter folgt die Strafandrohung: 
Wer Reichskaſſenſcheine nachmacht oder verfälſcht oder nachgemachte oder 
verfälſchte ſich verſchafft und in Verkehr bringt, wird mit Zuchthaus nicht 
unter zwei Jahren beſtraft. 

Im Antergrunde des Strafſatzes ſteht die etwa 16 mm hobe Zahl 50. 

Die rechte Hälfte der Rückſeite wird durch einen Reichsadler ausgefüllt, der 
von zwei am unteren Ende übereinander gelegten Lorbeerzweigen umgeben iſt. 

Am linken Rande unten befindet ſich der Ausfertigungsſtenpel der Reichs, 
ſchuldenverwaltung. Littera und Nummer des Scheines ſind zweimal, und zwar am 
unteren Nande der linken Hälfte, ſowie am oberen Rande der rechten Halfte der 
Rückſeite in röthlich-brauner Farbe aufgedruckt. 


* Berlin, den 19. Juni 1899. 


Keichsſchuldenverwaltung. 


v. Hoffmann. 


— — ح‎ 
- Berlin, gedruckt in bec Melgddruderei. 
1440. 99. 


Zonder- Beilage zum Amtsblatt. 


Vorſchriften des Geſetzes 


über die 


Beurkundung des Perſonenſtandes und die Cheſchließung 
in der vom 1. Januar 1900 an geltenden Faſſung. 


(Zuſammengeſtellt im Reichs⸗Juſtizamte.) 


Erſter Abſchuitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Sach; 
Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt ausſchließlich durch die vom 
Staate beſtellten Standesbeamten mittels Eintragung in die dazu beſtimmten Regiſter. 


& 2. 
Die Bildung ber Standesamtsbezirke erfolgt durch die höhere Verwaltungs behörde. 
Die Staudesamtsbezirke können aus einer ober mehreren Gemeinden gebildet, größere Gemeinden 
in mehrere Standesamtsbezirke getheilt werden. 


T3: 

Für jeden Standesamtsbezirk ift ein Por unb mindeſtens ein Stellvertreter zu be⸗ 
ſtellen. Für den Fall vorübergehender Behinderung oder gleichzeitiger Erledigung des Amtes des 
Standesbeamten und der Stellvertreter iſt die nächſte Aufſichtsbehörde ermächtigt, die einſtweilige Be⸗ 
urkundung des Perſonenſtandes einem benachbarten Standesbeamten oder Stellvertreter zu übertragen. 

Die Beſtellung erfolgt, ſoweit nicht im §. 4 ein Anderes beſtimmt ift, durch die höhere Ver⸗ 
waltungs behörde. 

Geiſtlichen und anderen Religionsdienern darf das Amt eines Standesbeamten oder die Stel- 
vertretung eines ſolchen nicht übertragen werden. 


8. 4. 

In den Standesamtsbezirken, welche den Bezirk einer Gemeinde nicht überſchreiten, hat der Vor⸗ 
ſteher der Gemeinde (Bürgermeiſter, Schultheiß, Ortsvorficher oder deren geſetzlicher Stellvertreter) die 
Geſchäfte des Standesbeamten wahrzunehmen, ſofern durch die höhere Verwaltungs behörde nicht ein be- 
ſonderer Beanter für dieſelben beſtellt ij. Der Vorſteher ijt jedoch befugt, dieſe Geſchäfte mit Genehmi⸗ 
gung der höheren Verwaltungsbehörde anderen Gemeindebeamten widerruflich zu übertragen. 

Die Gemeindebehörde kann die Anſtellung beſonderer Standesbeamten beſchließen. Die Er- 
nennung der Standesbeamten erfolgt in dieſem Falle durch den Gemeindevorſtand unter Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde. 
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In der gleichen Weite erfolgt bie Beſtellung der Stellvertreter. 
Die durch den Gemeindevorſtand ernannten beſonderen Standesbeamten und deren Stellvertreter 
find Gemeindebeaute. 


gug 
Die durch bie höhere Verwaltungsbehörde erfolgte Beſtellung und Genehmigung zur Beſtellung 
iſt jederzeit widerruflich. 


N 5. 
Iſt ein Standesamtsbezirk aus mehreren Gemeinden gebildet, ſo werden der Standesbeamte und 
deſſen Stellvertreter ſtets von der höheren Verwaltungsbehörde beſtellt. 
Ein jeder Vorſteher oder andere Beamte einer dieſer Gemeinden iſt verpflichtet, das Amt des 
Standesbeamten oder des Stellvertreters zu übernehmen. 
Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen den Vorſtehern der aus mehreren Gemeinden 
gebildeten Verbände die gleiche Verpflichtung obliegt, werden hierdurch nicht berührt. 


Sal. 

Die elwa erforderliche Entſchädigung der nach $. 4 von den Gemeinden beftellten Standesbeamten 
fällt der Gemeinde zur Laſt. 

Die im 8. 6 Abſatz 2 und 3 bezeichneten Beamten find berechtigt, für Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte des Standesbeamten von den zum Bezirk ihres Hauptamtes nicht gehörigen Gemeinden eine in 
allen Fallen als Pauſchquantum feſtzuſetzende Entſchädigung zu beanſpruchen. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch die untere Verwaltungsbehörde; über Beſchwerden entſcheidet end⸗ 
gültig die höhere Verwaltungsbehörde. 

Beſtellt die höhere Verwaltungsbehörde andere Perſonen zu Standesbeamten oder zu Stellver⸗ 
tretern, ſo fällt die etwa zu gewährende Entſchädigung der Staatskaſſe zur Laſt. 


8. 8. 
Die ſächlichen Softer werden in allen Fällen von den Gemeinden getragen; die Regiſter und 
Formulare zu allen Regiſterauszügen werden jedoch den Gemeinden von der Zentralbehörde des Bundes⸗ 
ſtaats koſtenfrei geliefert. 


۱ 8.9. 
In Standesamtsbezirken, welche aus mehreren Gemeinden gebildet ſind, wird die den Standes⸗ 
beamten oder den Stellvertretern zu gewährende Entſchädigung und der Betrag der ſächlichen Koſten auf 
die einzelnen betheiligten Gemeinden nach dem Maßſtabe der Seelenzahl vertheilt. 


8. 10. 
Den Gemeinden im Sinne dieſes Geſetzes werden die außerhalb der Gemeinden ſtehenden Guts⸗ 
bezirke, den Gemeindevorſtehern die Vorſteher dieſer Bezirke gleich geachtet. 


. 

۱ Die Aufſicht über die Amtsführung E ea wird von ber unteren Verwaltungs: 
behörde, in höherer Inſtanz von der höheren Verwaltungsbehörde geübt, inſoweit bie Landesgeſetze nicht 
andere Auſſichts behörden beſtimmen. 

Die Aufſichts behörde iſt befugt, gegen den Standesbeamten Warnungen, Verweiſe und Gelb: 
ای‎ verhängen. Letztere dürfen für jeden einzelnen Fall den Betrag von einhundert Mark nicht 
überſteigen. 

Lehnt der Standesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung ab, ſo kann er dazu auf Antrag 
der Betheiligten durch das Gericht angewieſen werden. Zuſtändig iſt das Gericht erſter Inſtanz, in deſſen 
Bezirk der Standesbeamte feinen Amtsſiz hat. Das Verfahren und die Beſchwerdeführung regelt ſich d 
nach den Vorſchriften, welche in Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit gelten. 


* 


) Die bisher hier folgenden Worte: „inſoweit bie Landesgeſetze nicht ein Anderes beſtimmen“ find durch S. 186 
des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Wegfall gekommen. i : un 


d 8. 12. 
Von jedem Standesbeamten find drei Standesregiſter unter der Bezeichnung: 
Geburtsregiſter, 
Heirathsregiſter, 
Sterberegiſter 
zu führen. 


ig: 
3 Die Eintragungen in bie NEE unter fortlaufenden Nummern und ohne Ab⸗ 
kürzungen. Unvermeidliche Zwiſchenräume ſind durch Striche auszufüllen, die weſentlichen Zahlenangaben 
mit Buchſtaben zu ſchreiben. . 
Die auf mündliche Anzeige oder Erklärung erfolgenden Eintragungen ſollen enthalten: 

den Ort und Tag der Eintragung; 
. bie Bezeichnung der Erſchienenen; ۱ 
3. den Vermerk des Standesbeamten, daß und auf welche Weiſe er ſich die Ueberzeugung 
von der Perſönlichkeit der Erſchienenen verſchafft hat; 
4. den Vermerk, daß die Eintragung den Erſchienenen vorgeleſen und von denſelben ge⸗ 
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vr 


nehmigt ift; 

E b Unterſchritt der Erſchienenen und, falls ſie ſchreibensunkundig oder zu ſchreiben ver⸗ 
hindert find, ihr Handzeichen oder die Angabe des Grundes, aus welchem ſie dieſes nicht 
beifügen konnten; 

6. die Unterſchrift des Standesbeamten. 
Die auf ſchriftliche Anzeige erfolgenden Eintragungen ſind unter Angabe von Ort und Tag der 
Eintragung zu bewirken und durch die Unterſchrift des Standesbeamten zu vollziehen. ss 
Zuſaͤtze, Löſchungen oder Abänderungen find am Rande gu vermerken und gleich der Eintragung 
ſelbſt beſonders zu vollziehen. 


. 14. 

Von jeder Eintragung in das Regiſter i von dem Standesbeamten an demielben Tage eine 
von ihm zu beglaubigende Abſchrift in ein Nebenregiſter einzutragen. 

Nach Ablauf des Kalenderjahres hat der Standesbeamte jedes Haupt⸗ und jedes Nebenregiſter 
unter Vermerkung der Zahl der darin enthaltenen Eintragungen abzuſchließen und das Nebenregiſter der 
Auffichtsbehörde einzureſchen; die letztere hat daſſelbe nach erfolgter Prüfung dem Gerichte erſter Inſtanz 
zur Aufbewahrung zuzuſtellen. 

Eintragungen, welche nach Einreichung des Nebenregiſters in dem Hauptregiſter gemacht werden, 
find gleichzeitig der Auſſichtsbehörde in beglaubigter Abſchrift mitzutheilen. Die Letztere hat zu veranlaſſen, 
daß dieſe Eintragungen dem Nebenregiſter beigeſchrieben werden. 


9. 15. s LN 

Die ordnungsmäßig geführten Standesregiſter (88. 12 bis 14) beweiſen diejenigen Thatſachen, 
zu deren Beurkundung ſie beſtimmt und welche in ihnen eingetragen ſind, bis der Nachweis der Fälſchung, 
der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feſtſtellungen, auf Grund deren die 
Eintragung ſtattgefunden hat, erbracht iſt. . : 

Dieſelbe Beweiskraft haben die Auszüge, welche als gleichlautend mit dem Haupt⸗ oder Neben⸗ 
regiſter beſtätigt und mit der Unterſchrift und dem Dienftfiegel des Standesbeamten oder des zuſtändigen 
Gerichtsbeamten verſehen ſind. | ۳ 

Inwiefern durch Verſtöße gegen bie Vorſchriften 8 Geſetzes über Art und Form der Ein⸗ 
tragungen die Beweiskraft aufgehoben oder geſchwächt wird, iſt nach freiem richterlichen Ermeſſen zu 
beurtheilen. er 

Die Führung der Standesregiſter und die darauf bezüglichen Verhandlungen erfolgen koſten⸗ 
und ſtempelfrei. ] A 1 

Gegen Zahlung der nach dem angehängten Tarife zuläſſigen Gebühren muſſen die Standes⸗ 
regiſter Jedermann zur Einſicht vorgelegt, ſowie beglaubigte Auszüge ($. 15) aus denſelben ertheilt 
werden. In amtlichem Intereſſe und bei Unvermögen der Betheiligten iſt die Einſicht der Regiſter und 
die Ertheilung der Auszüge gebührenfrei zu gewähren. 
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Jeder Auszug einer Eintragung muß auch bie zu derſelben gehörigen Ergänzungen und Be⸗ 
richtigungen enthalten. 

Weitere allgemeine Beſtimmungen enthält das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit: 

8. 48. 

Wird bet einem Standesbeamten der Tod einer Perſon, bie ein minderjähriges Kind hinterlaſſen hat, oder die 
Geburt eines ehelichen Kindes nach dem Tode des Vaters oder die Geburt eines unehelichen Kindes oder die Auffindung 
eines Minderjährigen, deffen Familtenſtand nicht zu ermitteln ijt, angezeigt oder wird vor einem Standesbeamten von 
eier Frau, die ein minderjähriges eheliches Kind hat, eine Ehe geſchloſſen, jo hat der Standesbeamte hiervon dem 
Vermundſchaftsgericht Anzeige zu machen. 


$. 69. 
Für die nach dem Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und bte Eheſchließung vom 6. Februar 1875 
(Beichs⸗Geſetzbl. S. 23) dem Gericht erſter Inſtanz obliegenden Verrichtungen find die Amtsgerichte zuſtändig. 
8. 197. 
Durch die Landes⸗Juſtizberwaltung kann angeordnet werden, daß die im F. 14 des Geſetzes über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875 vorgeſehene Aufbewahrung des Nebenregiſters bei den 
Landgerichten erfolgen ſoll. 


Zweiter ۰ 
Beurkundung der Geburten. 


8 
Jede Geburt eines Kindes iſt innerhalb einer Woche dem Standesbeamten des Bezirks, in 
welchem die Niederkunft ſtattgefunden hat, anzuzeigen. 


§. 18. 
Zur Anzeige ſind verpflichtet: 
1. der eheliche Vater; 
2. die bei der Niederkunft zugegen geweſene Hebamme; 
3. der dabei zugegen geweſene Arzt; 
4. jede andere dabei zugegen geweſene Perſon; 
5. die Mutter, ſobald ſie dazu im Stande iſt. 

Jedoch tritt die Verpflichtung der in der vorſtehenden Reihenfolge ſpäter genannten Perſonen 
nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden oder derſelbe an der Erſtattung 
der Anzeige verhindert iſt. . 

Die Anzeige iſt mündlich von dem Verpflichteten ſelbſt oder durch eine andere aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft unterrichtete Perſon zu machen. 

F. 20. 

Bei Geburten, welche fid) in öffentlichen Entbindungs⸗, Hebammen⸗, Kranken-, Gefangen- und 
ähnlichen Anſtalten, ſowie in Kaſernen ereignen, trifft die Verpflichtung zur Anzeige ausſchließlich den 
Vorſteher der Anſtalt oder den von der zuſtändigen Behörde ermächtigten Beamten. Es genügt eine 
ſchriftliche Anzeige in amtlicher Form. 

wai. 
j Der Standesbeamte ijt verpflichtet, fid) von der Richtigkeit der Anzeige (SS. 17 bis 20), wenn er 
dieſelbe zu bezweifeln Anlaß hat, in geeigneter Weiſe Ueberzeugung zu verſchaffen. 
9225 
Die Eintragung des Geburtsfalles ſoll ویس‎ 
1. Vor⸗ und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden; 
2. Ort, Tag und Stunde der Geburt; 
3. Geſchlecht des Kindes; 
4. Vornamen des Kindes; 
5. Bor- und Familiennamen, Religion, Stand oder Gewerbe und Wohnort ber Eltern. 
Bei Zwillings⸗ oder Mehrgeburten iſt die Eintragung für jedes Kind beſonders und ſo genau 
zu bewirken, daß die Zeitfolge der verſchiedenen Geburten erſichtlich iſt. 
„Standen die Vornamen des Kindes zur Zcit der Anzeige noch nicht feft, fo find dieſelben nada 
täglich und längſtens binnen zwei Monaten nach der Geburt anzuzeigen. Ihre Eintragung erfolgt am 
Rande der erſten Eintragung. 
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Wenn ein Kind todtgeboren oder in ber Geburt verftorben iſt, ſo muß die Anzeige ſpäteſtens am 
nächſtfolgenden Tage geſchehen. Die Eintragung iſt alsdann mit dem im 8. 22 unter Nr. 1 bis 3 und 5 
angegebenen Inhalte nur im Sterberegiſter zu machen. 

24. 

Ver ein neugeborenes Kind findet, iſt verpflichtet, hiervon ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage 
Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Die Letztere hat die erforderlichen Ermittelungen vor⸗ 
zunehmen und dem Standesbeamten des Bezirks von deren Ergebniß behufs Eintragung in das Geburts⸗ 
regiſter Anzeige zu machen. 

Die Eintragung ſoll enthalten die Zeit, den Ort und die Umſtände des Auffindens, die Be⸗ 
ſchaffenheit und die Kennzeichen der bei dem Kinde vorgefundenen Kleider und ſonſtigen Gegenſtände, die 
körperlichen Merkmale des Kindes, ſein vermuthliches Alter, ſein Geſchlecht, die Behörde, Anſtalt oder 
Perſon, bei welcher das Kind untergebracht worden, und die Namen, welche ihm beigelegt werden. 


§. 25. 

Die Anerkennung eines unehelichen Kindes darf in das Geburtsregiſter nur dann eingetragen 
werden, wenn dieſelbe vor dem Standesbeamten oder in einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen 
Urkunde erklärt iſt. 

8. 26. 

Wenn die Feſtſtellung der Abſtammung eines Kindes erſt nach Eintragung des Geburtsfalles 
erfolgt oder die Standesrechte durch Legitimation, Annahme an Kindesſtatt oder in anderer Weiſe eine 
Veränderung erleiden, fo ift dieſer Vorgang, ſofern er durch öffentliche Urkunden nachgewieſen wird, auf 
Autrag eines Betheiligten am Rande der über den Geburtsfall vorgenommenen Eintragung zu vermerken. 


8.27. 
Wenn die Anzeige eines Geburtsfalles über drei Monate verzögert wird, ſo darf die Eintragung 
nur mit Genehmigung der Aufſichts behörde nach Ermittelung des Sachverhalts erfolgen. 
Die Koſten dieſer Ermittelung ſind von demjenigen einzuziehen, welcher die rechtzeitige Anzeige 
verſäumt hat. 


Weitere hierher gehörige Vorſchriften enthält das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit: 


Pm 
Sind Vorgänge, bie auf Antrag eines Betheiligten in dem Standesregiſter am Rande einer Eintragung zu Dere 
merken ſind, von einem Notar beurkundet, ſo gilt dieſer als ermächtigt, im Namen des Betheiligten, deſſen Erklärung 


beurkundet iſt, die Eintragung des Vermerkes in das Standesregiſter zu beantragen. 


8.167 Abſ. 2. 
Für die öffentliche Beglaubigung einer Unterſchrift find außer den Notaren die Amtsgerichte zuſtändig. Das 
Gleiche gilt für die Aufnahme der im F. 1718 und im §. 1720 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen öffent⸗ 
lichen Urkunden über die Anerkennung der Vaterſchaft; für die Aufnahme dieſer Urkunden iſt, wenn die Anerkennung der 
Vaterſchaft bei der Anzeige der Geburt des Kindes oder bei der Eheſchlteßung feiner Eltern erfolgt, auch der Standes⸗ 
beamte zuſtändig, welcher die Geburt oder die Eheſchließung beurkundet. 


Dritter Abſchnitt. 
Erforderniſſe der Eheſchließung. 


Die §§. 28 bis 40 find durch Artikel 46 Nr. I des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch aufgehoben. 
An ihre Stelle treten die folgenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs: 


8. 1303. 
Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Volljährigkeit, eine Frau darf nicht vor der Vollendung des ſech⸗ 
zehnten Lebensjahrs eine Ehe eingehen. 
Einer Frau kann Befreiung von dieſer Vorſchrift bewilligt werden. 


8. 1804. LM 
Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt tft, bedarf zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. . 
Sit ber gefepliche Vertreter ein Vormund, fo kann die Einwilligung, wenn fie von ihm verweigert wird, auf 
Autrag des Mündels durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht Bat die Einwilligung 
zu erſetzen, wenn die Eingehung der Ehe im Intereſſe des Mündels liegt. 


$. 1305. 

Ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollendung des einundzwanzigſten Lebensjahrs zur Eingehung einer Ehe 
der Einwilligung des Vaters, ein uneheliches Kind bedarf bis zum gleichen Lebensalter der Einwilligung der Mutter. 
An die Stelle des Vaters tritt die Mutter, wenn der Vater geſtorben ift oder wenn ihm die fih aus der Vaterſchaft er- 
gebenden Rechte nach $. 1701 nicht zuſtehen. Ein für ehelich erklärtes Kind bedarf der Einwilligung der Mutter auch 
daun nicht, wenn der Vater geſtorben iſt. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter ſteht es gleich, wenn ſie zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer 
Stande ſind oder wenn ihr Aufenthalt dauernd unbekannt iſt. 


n $. 1306. 
Einem an Kindesſtatt angenommenen Kinde gegenüber fteht die Einwilligung zur Eingehung einer Ehe an 
Stelle der leiblichen Eltern demjenigen zu, welcher das Kind angenommen hat. Hat ein Ehepaar das Kind gemein⸗ 
ſchaftlich oder hat ein Ehegatte das Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo finden die Vorſchriften des §. 1305 
Abſ. 1 Satz 1, 2, Abſ. 2 Anwendung. 
Die leiblichen Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung auch dann nicht wieder, wenn das durch die An⸗ 
nahme an Kindesſtatt begründete Rechtsverhältniß aufgehoben wird. 


8. 1307. 
Die elterliche Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter ertheilt werden. Iſt der Vater oder bie Mutter in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 


8. 1808. 

Wird die elterliche Einwilligung einem volljährigen Kinde verweigert, fo kann fie auf deſſen Antrag durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Einwilligung zu erſetzen, wenn fie ohne wichtigen 
Grund verweigert wird. ! 

Vor ber Entſcheidung fol das Vormundſchaftsgericht Verwandte ober Verſchwägerte des Kindes hören, wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnißmäßige Koſten geſchehen kann. Für den Erſatz der Auslagen gilt 
die Vorſchrift des $. 1847 Abſ. 2. "T 


Niemand darf eine Che eingehen, bevor feine frühere Ehe aufgelöft oder für nichtig erfldrt worden ijt. Wollen 
Ehegatten die Eheſchließung wiederholen, fo ijt die vorgängige Nichtigkeitserklärung nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urtheil, durch das die frühere Ehe aufgelöſt oder für nichtig erklärt warden ift, bie Nichtigkeits⸗ 
klage oder die Reſtitutionsklage erhoben, fo dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des Rechtsstreits eine neue Ehe 
eingehen, es ſei denn, daß die Klage erſt nach dem Ablaufe der vorgeſchriebenen fünfjährigen Friſt erhoben worden iſt. 


$. 1310. 
Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Verwandten in gerader Linie, zwiſchen vollbürtigen oder Halb- 
bürtigen Geſchwiſtern ſowie zwiſchen Verſchwägerten in gerader Linie. 
Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Perſonen, von denen die eine mit Eltern, Voreltern oder Ab- 
kömmlingen der anderen Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen hat. 
Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften beſteht auch zwiſchen einem unehelichen Kinde und deſſen Abkömm⸗ 
lingen einerſeits und dem Vater und deſſen Verwandten andererſeits. 


§ 1311. 
Wer einen Anderen an Kindesſtatt angenommen hat, darf mit ihm oder deſſen Abkömmlingen eine Ehe nicht 
eingehen, ſolange das durch die Annahme begründete Rechtsverhältniß beſteht. 


$. 1812. > 
" Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten und demjenigen, 
mit welchem der geſchiedene Ehegatte den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungsurtheil als 
Grund der Scheidung feſtgeſtellt ijt. 
Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


A $. 1813. 
Eine Frau darf erft zehn Monate nach der Auflöſung oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue 
Ehe eingehen, es ſei denn, daß ſie inzwiſchen geboren hat. 
Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


8. 1814. 

Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt oder unter ſeiner Vormundſchaft ſteht, darf eine Ehe erſt ein⸗ 
gehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein Zeugniß darüber ertheilt hat, daß er die im 8. 1669 bezeichneten Ber- 
pflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 

Iſt im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein antheilsberechtigter Abkömmling minderjährig oder bevor⸗ 
mundet, ſo darf der überlebende Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein Zeugniß 
darüber ertheilt hat, daß er die im §. 1493 Abſ. 2 bezeichneten Verpflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 


F. 1315. 
Militärperſonen und ſolche Landesbeamte, für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe eine 
befondere Erlaubniß erforderlich iſt, dürfen nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubniß eine Ehe eingehen. 


— — 


Ausländer, für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe eine Erlaubniß oder ein Zeugniß erforderlich 
it, dürfen nicht ohne diefe Grlaubnif oder ohne dieſes Zeugniß eine Ehe eingehen. 


$. 1822 10 1, 8. 

Die Bewilligung einer nach beu $$. 1308, 1818 zuläſſigen Befreiung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem die Frau, 
die yos einer nach F. 1212 auläffigen Befreiung ſteht dem Bundesſtaale zu, dem der geſchiedene Ehegatte angehört. 
Für Deutſche, die keinem Bundesſtaat angehören, ſteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung hat die Landesregierung zu beſtimmen. 


۱ $. 1323. 
Eine Ehe iff nur in den Fällen der 88. 1324 bis 1328 nichtig. 


8. 1324. 
Eine Ehe iſt nichtig, wenn bei der Eheſchließung die im $. 1317 vorgeſchriebene Form nicht beobachtet worden iſt. 
Iſt die Ehe in das Heirathsregiſter eingetragen worden und haben die Ehegatten nach der Eheſchließung zehn 
Jahre oder, falls einer von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre, als Ehegatten 
mit einander gelebt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzuſehen. Diele Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn 
bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigleitsklage erhoben iſt. 


$. 1325. 

Eine Ehe ijf nichtig, wenn einer ber Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig war oder ſich im 
Zuſtande der Vewußtloſigteit oder vorübergehender Störung der Geiſtesthätigteit befand. 

Die Ehe iji als von Anfang an gültig anzufehen, wenn der Ehegatte fie nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit, der Bewußtloſigkeit oder der Störung der Geiſtesthätigkeit beſtätigt, bevor fie für nichtig erklärt oder aufgelöſt 
worden ij Die Beſtätigung bedarf nicht der für die Eheſchließung vorgeſchriebenen Form. 

$. 1326. 
p ue Eine Ehe ijt nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung mit einem Dritten in einer gültigen 
Ehe lebte 
1327. 


$ 
Eine Ehe ift nichtig, menn fie zwiſchen Verwandten oder Verſchwägerten dem Verbote des $. 1310 Abf. 1 
zuwider geſchloſſen worden iſt. " 
. 1328, 
Eine Ehe ift nichtig, wenn fie wegen Ehebruchs nach $. 1312 verboten war. 
Wird nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des $. 1312 bewilligt, fo ijt die Ehe als von Anfang an gültig 
anzuſehen. 
§. 1329. 
Die Nichtigkeit einer nach Dem 88. 1325 bis 1828 nichtigen Ehe kann, ſolange nicht die Che für nichtig erklärt 
oder aufgelöſt iji, nur im Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden. Das Gleiche gilt von einer nach $. 1824 
nichtigen Ehe, wenn ſie in das Heirathsregiſter eingetragen worden tjt. 
&. 1330, 
Eine Ehe kann nur in den Fällen ber $$. 1331 bis 1335 und des $. 1350 angefochten werden. 


F. 1331. 

Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der zur Zeit der Eheſchlleßung oder im Falle des 
§. 1825 zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigteit beſchränkt war, wenn die Eheſchließung oder die Beſlätigung 
ohne Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters erfolgt ift. 

$. 1882. 

Eine Ehe kann von dem Chegatten angefochten werden, der bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß es 
ſich um eine Eheſchließung handle, oder dies zwar gewußt hat, aber eine Erklärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht 
hat abgeben wollen. EER 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der ſich bei der Eheſchließung in der Perſon des 
anderen Ehegatten oder über ſolche perſönliche Eigenſchaften des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kenntniß der 
Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden. 

$. 1334. 

Eine Che kann von dem Ehegatten angefochten werden, der zur Eingehung der Ehe dur argliſtige Täuſchung 
tiber ſolche Umſtände beſtimmt worden ijt, die ihn bei Kenntniß der Sachlage und bei verſtän iger Würdigung des 
Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden. Iſt die Täuſchung nicht von dem anderen Ehe⸗ 
gatien verübt worden, ſo iſt die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieſer die Täuſchung bei der Eheſchließung gekannt hat. 

Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe findet die Anfechtung nicht ſtatt. 

F. 1335. 

Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch 
Drohung beſtimmt worden iſt. 

1348 


$. 1348. 1 | 
Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tobt erklärt worden ijt, eine neue Ehe ein, ſo iſt die neue 
Che nicht deshalb nichtig, weil der für todt erklärte Ehegatte noch lebt, es ſei denn, daß beide Ehegatten bel der Che⸗ 
ſchließung wiſſen, daß er die Todeserklärung überlebt hat. 


lg 


Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöſt. Sie bleibt auch dann aufgelöſt, wenn die 
Todeserklärung in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben wird. 


8. 1849. 
" St das Urtheil, durch das einer der Ehegatten für tobt erklärt worden iſt, im Wege der Klage angefochten, ſo 
darf der andere Ehegatte nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die 
Anfechtung erſt zehn Jahre nach der Verkündung des Urtheils erfolgt iſt. 


&. 1350. 

Jeder Ehegatte der neuen Ehe kann, wenn der für todt erklärte Ehegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, es 
fei denn, daß er bei der Eheſchließung von deffen Leben Kenntniß hatte. Die Anfechtung kann nur binnen ſechs Monaten 
von dem en an erfolgen, in welchem der anfechtende Ehegatte erfährt, daß der für todt erklärte Ehegatte noch lebt. 

ie Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der anfechtungsberechtigte Ehegatte die Ehe beſtätigt, nachdem er von 
dem Leben des für todt erklärten Ehegatten Kenntniß erlangt hat, oder wenn die neue Ehe durch den Tod eines der 
Ehegatten aufgelöſt morden ift. 


Vierter Abſchnitt. 
Form und Beurkundung der Eheſchließung. 


§. 41. 
(in der Faſſung des Artikel 46 Nr. II des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 


Für die Eheſchließung ſind die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend. 
Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs lauten: 


$. 1816. 
Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot vorhergehen. Das Aufgebot verliert ſeine Kraft, wenn die Ehe nicht 
binnen ſechs Monaten nach der Vollziehung des Aufgebots geſchloſſen wird. 
as Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkrankung eines der Verlobten den Auſſchub der 
Eheſchließung nicht geſtattet. 
Von dem Aufgebote kann Befreiung bewilligt werden. 


8. 1817. 

Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten vor einem Standesbeamten perſönlich und bei gleichzeitiger 
Anweſenheit erklären, die Ehe mit einander eingehen zu wollen. Der Standesbeamte muß zur Entgegennahme der 
Erklärungen bereit ſein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben werden. 


8. 1318, 

Der Standesbeamte ſoll Dei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und 
nach einander die Frage richten, ob ſie die Ehe mit einander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten die Frage 
bejaht haben, ausſprechen, daß ſie kraft dieſes Geſetzes nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. 

Als Zeugen follen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt find, während der Zeit, für 
welche die Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Perſonen, die mit einem 
der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit einander verwandt oder verſchwägert find, dürfen als Zeugen zuge⸗ 
zogen werden. 

Der Standesbeamte foll die Eheſchließung in das Heirathsregiſter eintragen. 


8. 1819. 

Als Standesbeamter im Sinne des F. 1817 gilt auch derjenige, welcher, ohne Standesbeamter zu fein, dos 
Ant eines Standesbeamten öffentlich ausübt, es fet denn, daß die Verlobten den Mangel der amtlichen Befugniß bei der 
Eheſchließung tennen. 

۱ F. 1820, 

Die Ehe fol vor dem zuſtändigen Standesbeamten geſchloſſen werden. 

auf Sor Bat. ijt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen 
ufenth ۰ 

Hat keiner Verlobten feinen Wohnſitz oder feinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland und iſt auch nur 
einer von ihnen ein Deutſcher, ſo wird der zuſtändige Standesbeamte von der oberſten Au ſichtsbehörde des Birndesitaats, 
dem der Deutſche angehört, und, wenn dieſer keinem Bundesſtaat angehört, von dem Reichskanzler beſtimmt. 

Unter mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die Wahl. 


yau F. 1821. 
Auf Grund einer ſchriftlichen Ermächtigung des zuſtändigen Standesbeamten darf die Ehe auch vor dem 
Standesbeamten eines anderen Bezirkes geſchloſſen werden. 
1822 Abſ. 2, 3. 


he 
Die Dewilligung einer nach $. 1316 zuläffigen Befreiung fiei] dem Bundesſtaate zu, in deffen Gebiete die Ehe 
geſchloſſen werden ſoll. 


Ueber die Ertheilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung hat die Landesregierung zu beſtimmen 


Eno d 


^ 88. 42, 43. 
Aufgehoben durch Artikel 46 Nr. des Einſührungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 
8. 44 : 


Gn ber Faſſung des Artikel 46 Nr. I des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 

Für bie Anordnung des vor der Eheſchließung zu erlaſſenden Aufgebots iſt jeder Standesbeamte 

zuſtändig, vor dem nach S. 1320 des Duͤrgerlichen Geſetzbuchs die Che geſchloſſen werden darf. 
F. 45. 

Vor Anordnung des Aufgebotz fub dem Standesbeamten (S. 44) die zur Eheſchließung geſetzlich 
nothwendigen Erforderniſſe als vorhanden nachzuweiſen. 

Insbeſondere haben die Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: 

1. ihre Geburtsurkunden, 
2. die zuſtimmende Erklärung derjenigen, deren Einwilligung nach dem Geſetze erforderlich iſt. 

Der Beamte kann die Beibringung dieſer Urkunden erlaſſen, wenn ihm bie Thatſachen, welche 
durch dieſelben feſtgeſtellt werden folen, xerſönlich bekannt oder ſonſt glaubhaft nachgewieſen find. Auch 
kann er von unbedeutenden Abweichungen in den Urkunden, beiſpielsweiſe non einer verſchiedenen Schreib⸗ 
art der Namen ober einer Verſchiebenheit der Vornamen abſehen, wenn in anderer Weiſe bie Perſönlich⸗ 
keit der Vetheiligten feſtgeſtellt wird. 

Der Beamte ijt berechtigt, den Verlobten die eidesſlattliche Verſicherung über die Richtigkeit der 
Thatſachen abzunehmen, welche durch die vorliegenden Urkunden ober die ſonſt beigebrachten Beweismittel 
ihm nicht als hinreichend ſeſtgeſtellt erſcheinen. 

§. 46. 
Das Nufgebot iſt bekannt zu machen: ? 
1. in ber Gemeinde ober in ben Gemeinden, woſelbſt die Verlobten ihren Wohnſitz haben; 
2. wenn einer der Verlobten ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb ſeines gegenwartigen 
Wohnſitzes hat, auch in der Gemeinde ſeines jetzigen Aufenthalts; ۱ 
3. wenn einer der Verlobten ſeinen Wohuſitz innerhalb der letzten ſechs Monate gewechſelt 
hat, auch in der Gemeinde ſeines früheren Wohnſitzes. 
i Die Bekanntmachung hat bie Vor⸗ und Familiennamen, den Staud ober das Gewerbe und den 
Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern zu enthalten. 

Sie iſt wahrend zweier Wochen an dem Raths⸗ oder Gemeindehauſe, oder an der ſonſtigen, zu 

Bekanntmachungen der Gemeindebehörde beſtimmlen Stelle auszuhängen. à 


8. 47. 
Iſt einer ber Orte, an welchem nach 8. 40 das Aufgebot bekannt zu machen ift, im Auslande 


des Antragſtellers einmal in ein Blatt einzurücken, welches an dem ausländiſchen Orte erſcheint oder 


Es bedarf dieſer Einrückung nicht, wenn eine Beſcheinigung der betreffenden ausländiſchen Orts⸗ 
behörde dahin beigebracht wird, daß ihr von dem Beſtehen eines Ehehinderniſſes nichts bekannt ſei. 


§. 48. 

Kommen Ehehinderniſſe zur Keuntniß des Standesbeamten, -fo hat er die Cheſchließung ab⸗ 

zulehnen. 
§. 49. 

Soll die Ehe vor einem anderen Standesbeamten als demjenigen geſchloſſen werden, welcher 
das Aufgebot angeordnet hat, ſo hat der letztere eine Beſcheinigung dahin auszuſtellen, daß und wann 
das Aufgebot vorſchriftsmäßig erfolgt iſt und daß Ehehinderniſſe nicht zu ſeiner Kenntniß gekommen ſind. 

$. 50 ۱ ۱ 
(in ber Faffung des Artikel 46 Nr. II des Einſührungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 

Der Standesbeamte ſoll ohne Aufgebot die Eheſchließung nur vornehmen, wenn ihm ärztlich 
beſcheinigt wird, daß die lebensgefährliche Erkrankung eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung 
nicht geſtattet. 


=> 10 مد‎ 
88. 51 bis 53. 
Aufgehoben durch Artikel 46 Nr. I des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


§. 54. 
Die Eintragung in das Heirathsregiſter ſoll enthalten: 


1. Vor⸗ und Familiennamen, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburts⸗ und Wohnort 
der Eheſchließenden; ۱ 
2. Vor⸗ und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 
Bi Fh und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der zugezogenen 
eugen; 
4. die Erklärung der Eheſchließenden; 
5. den Ausſpruch des Standesbeamten. - 
Ueber bie erfolgte Eheſchließung ijt den Eheleuten fofort eine Beſcheinigung auszuſtellen. 


55 
(in der Faſſung des Artikel 46 Nr. II des e e zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 

Iſt eine Ehe für nichtig erklärt, iſt in einem Rechtsſtreite, der die Feſtſtellung des Beſtehens 
oder des Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen den Parteien zum Gegenſtande hat, das Nichtbeſtehen der 
Che feſtgeſtellt, iſt eine Che vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt oder iſt nach §. 1575 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben, fo ift dies am Rande der über bie Ehe- 
ſchließung bewirkten Eintragung zu vermerken. 

Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederhergeſtellt, ſo iſt dies auf Antrag am 
Rande zu vermerken. 


Fünfter ۰ 
Beurkundung der Sterbefälle. 


8. 56. 
Jeder Sterbefall iſt ſpäteſtens am nächſtfolgenden Wochentage dem Standesbeamten des Bezirks, 
in welchem der Tod erfolgt iſt, anzuzeigen. : 


§. 51. : 
Zu ber Anzeige verpflichtet it das Familienhaupt, und wenn ein ſolches nicht vorhanden 
oder an der Anzeige behindert iſt, derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung der Sterbefall ſich 
ereignet hat. 53 


§. 58. 
Die 88. 19 bis 21 kommen auch in Beziehung auf die Anzeige der Sterbefälle zur Anwendung. 
Findet eine amtliche Ermittelung über den Todesfall ſtatt, ſo erſolgt die Eintragung auf Grund 
der ſchriftlichen Mittheilung der zuſtändigen Behörde. 


- 8. 59. 
Die Eintragung des Sterbefalles ſoll enthalten: 
1. Vor⸗ und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden; 
2. Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes; 
3. Sore und Familiennamen, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohnort und Geburtsort 
des Verſtorbenen; 
4. | unb Familiennamen feines Ehegatten, oder Vermerk, daß der Verſtorbene ledig 
geweſen je; S 
5. ſorb und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern des Ver⸗ 
torbenen. à 
Soweit diefe Verhältniſſe unbekannt find, ift dies bei der Eintragung zu vermerken. 
۳ SAGO. Mo 
Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf keine Beerdigung vor der Eintragung des 
Sterbefalles in das Sterberegiſter ſtattfinden. Iſt die Beerdigung dieſer Vorſchrift entgegen geſchehen, ſo 
darf die Eintragung des Sterbefalles nur mit Genehmigung ber Aufſichtsbehörde nach Ermittelung des 
Sachverhaltes erfolgen. 


x9 WA ۳ 


Sechſter Abſchnitt. 
Beurkundung des Perſonenſtandes der auf See befindlichen Perſonen. 


F. 61. ; 
„Geburten und Sterbefälle, welche fi euf Seeſchiffen während der Reife ereignen, find nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage nach der Geburt oder dem Todesfall von 
dem Schiffer, unter Zuziehung von zwei Schiffsoſſizieren oder anderen glaubhaften Perſonen, in dem 
Tagebuch zu beurkunden. Bei Sterbefaͤllen ijt zugleich die muthmaßliche Urſache des Todes zu vermerken. 


8. 62. i 
Der Schiffer i zwei von ihm beglaubigte Abſchriſten der Urkunden demjenigen Seemanns⸗ 
amte, bei dem es zuerſt geſchehen kann, zu übergeben. Eine dieſer Abſchriften iſt bei dem Seemanns⸗ 
amte aufzubewahren, die andere iſt demjenigen Standesbeamten, in beffen Bezirk die Eltern des Kindes, 
beziehungsweiſe der Verſtorbene ihren Wohnſitz haben oder zuletzt gehabt haben, behufs der Eintragung 
in das Regiſter zuzufertigen. ; 


8. 63, 
Sit der Schiffer verſtorben oder verhindert, fo hat der Stenermann die in den $8. 61 und 62 
dem Schiffer auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen, 


8. 64. 
Sobald das Schiff in den inländiſchen Hafen eingelaufen iſt, in welchem es ſeine Fahrt beendet. 
iſt das Tagebuch der für den Standesbeamten des Hafenorts zuſtändigen Aufſichtsbehörde vorzulegen. 
Dieſe hat beglaubigte Abſchriſt der in das Tagebuch eingetragenen Standesurkunde dem Standes⸗ 
beamten, in deffen Regiſter der Fall gehört (8. 62), behufs Kontrolirung der Eintragungen zuzuſtellen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Berichtigung der Standesregiſter. 
8. 65. 
۱ Die Berichtigung einer Eintragung in dem Standesregiſter kann nur auf Grund gerichtlicher Ne 
ordnung erfolgen. Sie geſchieht durch Beiſchreibung eines Vermerks am Nande der zu berichtigenden 
Eintragung. 


nn 8. 66. 

Für das Berichtigungsverfahren gelten“) die nachſtehenden Vorſchriften. 

Die Aufſichtsbehörde hat, wenn ein Antrag auf Berichtigung gestellt wird, oder wenn fie eine 
ſolche von Amtswegen für erforderlich erachtet, die Betheiligten zu hören und geeignetenfalls eine Auk⸗ 
forderung durch ein öffentliches Blatt zu erlaſſen. Die abgeſchloſſenen Verhandlungen hat ſie demmächſt 
dem Gerichte erſter Inſtanz vorzulegen. Dieſes kann noch weitere thatſächliche Aufklärungen veranlaſſen 

und geeignetenfalls den Antragſteller auf den Prozeßweg verweiſen. ۱ - 
A Im Uebrigen finden die für Sachen der nidiftreitigen Gerichtsbarkeit geltenden Vorſchriflen 
Anwendung. 
Eine weitere hierher gehörige Vorſchrift enthält das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit: 
۰ 7 


TIO 
Gegen eine Verfügung, durch bie angeordnet wird, daß eine Eintragung in dem Standesregiſter zu berichtigen i 
findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Die Verfügung tritt erſt mit der Rechtskraft in Wirkſamkeit. 


Achter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


5 TOT 
(in der Faſſung des Artikel 46 Nr. III des OK AA zum Bürgerlichen Geſetzhuche). 
Ein Geiſtlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den religisſen Feierlichkeiten einer Ehe 
ſchließung ſchreitet, bevor ihm nachgewieſen worden iſt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten geſchloſſen 
lei, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 


) Die bisher hier folgenden Worte: „inſoweit die Landesgeſetze nicht ein Anderes beſtimmen“, find durch S. 188 
des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Wegfall gekommen. 


2* 


zc 19 — 


Eine ſtrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn ber Geiſtliche oder der Religionsdiener im 
Falle einer lebensgefährlichen, einen Aufſchub nicht geſtattenden Erkrankung eines der Verlobten zu den 
religiöjen Feierlichkeiten der Eheſchließung ſchreitet. 


. 68. 

Wer den in ben 88. 17 bis 20, 22 bis 24, 56 bis 58 vorgeſchriebenen Anzeigepflichten nicht 
nachkommt, wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. Die Straf⸗ 
verfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von den zunächſt Verpflichteten, doch recht⸗ 
zeitig gemacht worden iſt. : 

Die bezeichnete Strafe trifft auch den Schiffer oder Steuermann, welcher den Vorſchriften der 
$8. 61 bis 64 zuwiderhandelt. 

Die Standesbeamten ſind außerdem befugt, die zu Anzeigen oder zu ſonſtigen Handlungen auf 
Grund dieſes Geſetzes Verpflichteten hierzu durch Geldſtrafen anzuhalten, welche für jeden einzelnen Fall 
den Betrag von fünfzehn Mark nicht überſteigen dürfen. 


69 
(in der Faſſung des Artikel 46 Nr. IV des سس‎ zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 

Ein Standesbeamter, welcher unter Außerachtlaſſung der in dieſem Geſetze und in dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche gegebenen Vorſchriften eine Eheſchließung vollzieht, wird mit Geldſtrafe bis zu 
ſechshundert Mark beftraft. 

8. 70. 

Gebühren und Geldſtrafen, welche in Gemäßheit dieſes Geſetzes zur Erhebung gelangen, fließen, 
inſoweit die Landesgeſetze nicht ein Anderes beſtimmen, den Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten 
der Standesämter (SS. 8, 9) zu tragen haben. 


N LN 

In welcher Weiſe die Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug auf ſolche Militärperſonen 

wahrzunehmen ſind, welche ihr Standquartier nicht innerhalb des Deutſchen Reichs, oder daſſelbe nach 

eingetretener Mobilmachung verlaſſen haben, oder welche ſich auf den in Dienſt geſtellten Schiffen oder 
anderen Fahrzeugen der Marine befinden, wird durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 


8. 72. 

Für die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, ſowie der Fürſtlichen 
Familie Hohenzollern erfolgt die Ernennung des Standesbeamten und die Beſtimmung über die Art der 
Führung und Aufbewahrung der Standesregiſter durch Anordnung des Landesherrn. 

i In Betreff der Stellvertretung der Verlobten und in Betreff des Aufgebots entſcheidet bie 
Obſervanz. 

Im Uebrigen werden in Anſehung der Mitglieder dieſer Häuſer die auf Hausgeſetzen oder 
Obſervanz beruhenden Beſtimmungen über die Erforderniſſe der Eheſchließung und über die Gerichtsbarkeit 
in Eheſachen nicht berührt. 

$. 73. ۲ 

Den mit der Führung ber Standesregiſter oder Kirchenbücher bisher betraut geweſenen Behörden 
und Beamten verbleibt die Berechtigung und Verpflichtung, über die bis zur Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
eingetragenen Geburten, Heirathen und Sterbefälle Zeugniſſe zu ertheilen. 


S. 74. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen en welche 
1. Geiſtlichen und Kirchendienern aus Anlaß der Einführung der bürgerlichen Standes⸗ 
regiſter und der bürgerlichen Form der Eheſchließung einen Anſpruch auf Entſchädigung 
ewähren; 
2 ۱ Perſonen die Pflicht zu Anzeigen von Geburts⸗ und Todesfällen auferlegen. 
Wo die Zuläſſigkeit der Ehe nach den beſtehenden Landesgeſetzen von einem Aufgebote abhängig 
ift, welches durch andere bürgerliche Beamte als die Standesbeamten vollzogen wird, vertritt diefes die 
Stelle des von den Standesbeamten anzuordnenden Aufgebots. 


S. 75 

(in der Faſſung des Artikel 46 Nr. V des Einführungsgeſehes zum Vürgerlichen Geſehbuche). 
Innerhalb ſolcher Grenzpfarreien, deren Bezirk ſich in das Ausland erſtreckt, bleibt das beſtehende 
Recht für die Beurkundung derjenigen Geburten und Sterbefälle, ſowie für die Form und Beurkundung 
derjenigen Cheſchließungen maßgebend, für welche ein Standesbeamter nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
1 0 nicht zuſtändig, dagegen nach dem beſtehenden Recht die Zuſtändigkeit des Geiſtlichen 

egründet iſt. 

Im Geltungsgebiet des preußiſchen Geſetzes vom 9. März 1874 iſt unter dem beſtehenden Recht 

dasjenige Recht zu verſtehen, welches vor dem Inkrafttreten jenes Geſetzes maßgebend war. 


8. 82. 
Die kirchlichen Verpflichtungen in Beziehung auf Taufe und Trauung werden durch dieſes Geſetz 
nicht berührt.) 
S. 83. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden, ſoweit dieſelben nicht 
durch eine vom Bundesrathe erlaſſene Ausführungsverordnung getroffen werden, von den einzelnen Landes⸗ 
regierungen erlaſſen. Y 

§. 84. 
Welche Behörden in jedem Bundesſtaate unter ber Bezeichnung: höhere Verwaltungsbehörde, 
untere Verwaltungsbehörde, Gemeindebehörde, Gemeindevorſtand ) zu verſtehen ſind, wird von der 
Zentralbehörde des Bundesſtaates bekannt gemacht. 


Gebührentarif. 


L Gebührenfrei find die nach 98. 49 und 54 oder zum Zwecke der Taufe oder der Beerdigung 
ertheilten Beſcheinigungen. 
II. An Gebühren kommen zum Anſatz: 

1. für Vorlegung der Regiſter zur Eiuſicht, und zwar für jeden Jahrgang 

۲ ۱ " eine halbe Mark, 

für mehrere Jahrgaͤnge zuſammen jedoch höchſtens .. ein und eine halbe Mark, 

2. für die ſchriftliche Ermächtigung nach 8. 43 Ke) und für jeden beglaubigten Auszug 

aus den Regiſtern mit Einſchluß der Schreibgebühren . eine halbe Mark. 

Bezieht fiH der Auszug auf mehrere Eintragungen und erfordert derſelbe das 

Nachſchlagen von mehr als einem Jahrgange der Regiſter, für jeden weiter nach⸗ 

zuſchlagenden Jahrgang mod) h eine halbe Mark, 

1۴۵۵ aa es LU 0 zwei Mark. 


*) Zu vergl, $. 1588 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 5 

) Die bisher hier folgenden Worte: „Gericht erſter Inſtanz“ find durch 8. 69 des Geſetzes über die gelegene 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (oben S. 4) gegenſtandslos geworden. 5 

***) An die Stelle des F. 43 tritt 3. 1321 des Bürgerlichen Geſetzbuchs (oben S. 8). 
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Bekanntmachung, 
۱ betreffend 
Vorſchriſten zur Ausführung des Geſetzes über die Beurkundung des 
Verſonenſtandes und die Eheſchließung. 
Y Vom 25. März 1899. 


; Auf Grund des 8. 83 des Geſetzes über die Beurkundung des Perſonenſtandes und bie Ehe 
ſchließung vom 6. Februar 1875 hat der Bundesrath die nachſtehenden 
. Vorſchriften zur Ausführung des Geſetzes über die Beurkundung des Perſonenſtandes und 
die Eheſchließung 
beſchloſſen, welche an die Stelle der Verordnungen vom 22. Juni 1875 und vom 10. März 1892 treten: 


* 


8. 1. 
Die Standesregiſter (S. 12 des Geſetzes) jind nach den Formularen A, B, C, unb zwar 
das Geburtsregiſter nach dem Formular A, 
das Heirathsregiſter nach dem Formular B, 
das Sterberegiſter nach dem Formular C 
zu führen. 
1 Die Formulare find für bie Geftalt der Standesregiſter maßgebend. Die Größe der Blätter ſoll 
in der Höhe 40 ¼, in der Breite 25 ½ Centimeter betragen. In dem Geburts- und Sterberegiſter ijt 
zedes Blatt auf der Vorderſeite und auf der Rückſeite zu bedrucken; das Heirathsregiſter ift fo einzurichten, 
daß jebe Eintragung auf zwei gegenüberſtehenden Seilen erfolgt. ۱ 


Die Formulare zu den Nebenregiſtern 6.14 200 1 des Geſetzes) ſind im Vordruck am Schluſſe 
mit folgendem Beglaubigungsvermerke zu verſehen: 
Die Uebereinſtimmung mit dem Hauptregiſter beglaubigt 
— ——Ó —— an:: PO 
der Standesbeamte 


Im Uebrigen gelten die Vorſchriften des 8. 1 auch für bie Nebenregiſter. 


" 8:29. 

Der nach Ablauf des Kalenderjahres vorzunehmende Abſchluß des Haupt⸗ und Nebenregiſters 
(8. 14 Abſ. 2 des Geſetzes) erfolgt auf der Seite, welche der letzten Eintragung folgt. Zu Eintragungen 
darf dieſe Seite nicht verwendet werden; ihr Vordruck iſt zu durchſtreichen. 

Steht die letzte Eintragung auf der letzten Regiſterſeite, ſo erfolgt der Abſchluß auf dieſer Seite. 


. 4. à; 
: Muß im Laufe des Kalenderjahrs ein neuer Regiſterband angefangen werden, fo ift ber alte 
Band unter Vermerkung der Zahl der darin enthaltenen Eintragungen und unter Verweiſung auf den 
neuen Band abzuſchließen; die Vorſchriften des $. 3 finden entſprechende Anwendung. ۱ 


— lO — 


1 In dem mit ber nächſten Nummer ber Eintragungen beginnenden neuen Bande iſt auf der erſten 
Seite auf den alten Band zu verweiſen. Zu Eintragungen darf dieſe Seite nicht verwendet werden; ihr 
Vordruck iſt zu durchſtreichen. 


2 S. 5. 
In kleineren Standesamtsbezirken kann das Hauptregiſter für mehrere Jahrgänge in einem 
gemeinſchaftlichen Bande geführt werden. 


rer & 6. 
Für bie Geſtalt ber Regiſterauszüge ($. 8, 8. 15 Abf. 2 des Geſetzes) find die Formulare Aa, 
Bb, Ce maßgebend. Ihre Größe foll in der Höhe 33, in der Breite 21 Centimeter betragen. 


8.7. 

Die im 8.54 Abſ. 2 des Geſetzes vorgeſchriebene Beſcheinigung über die erfolgte Eheſchließung 
ijt nach dem Formular D auszuftellen. : 

Das Aufgebot, welches nach 8. 1316 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Eheſchließung vorhergehen 
fol, ift nach dem Formular E anzuordnen. : 

Die Ermächtigung des zuſtändigen Standesbeamten zur Eheſchließung vor dem Standesbeamten 
eines anderen Bezirkes (8. 1321 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) nebſt der Beſcheinigung über das erfolgte 
Aufgebot (§. 49 des Geſetzes) ift nach dem Formular F zu ertheilen. 

Soll, nachdem einer von mehreren zuständigen Standesbeamten (8. 1320 Abſ. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs) das Aufgebot angeordnet hat, die Eheſchließung vor einem anderen der zuſtändigen 
Beamten erfolgen, fo ift für die Ertheilung der Beſcheinigung über das erfolgte Aufgebot das Formular F 
mit der Maßgabe zu verwenden, daß der Vordruck für die Ermächtigung zur Eheſchließung durch⸗ 
ſtrichen wird. 1 
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8. 8. 
Neben den Regiſtern und den Formularen zu den Regiſterauszügen (8. 8 des Geſetzes) werden 


auch die Formulare D, E und F den Gemeinden koſtenfrei geliefert. 


8. 9. 
Verlobten iſt auf Verlangen von dem Standesbeamten eine Beſcheinigung über das angeordnete 
Aufgebot koſtenfrei zu ertheilen. 


8. 10. i 

Iſt ein Erſchienener ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert oder taub und iſt eine ſchriftliche 
Verſtändigung mit ihm nicht möglich, ſo ſoll bei der Anzeige oder der Eheſchließung ſowie bei der Ein⸗ 
tragung ein Dolmetſcher zugezogen werden. Auf den Dolmetſcher finden die nach 8. 1318 Abf. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für einen Zeugen geltenden Vorſchriſften entſprechende Anwendung: Der 
Standesbeamte ſoll dem Dolmetſcher dle Verſicherung an Eidesſtatt abnehmen, daß er treu und gewiſſen⸗ 
haft übertragen werde; iſt der Dolmetſcher für Uebertragungen der betreffenden Art im Allgemeinen 
vereidet, ſo genügt die Berufung auf den geleiſteten Eid. : 

Die Eintragung fol von bem Dolmetſcher genehmigt und unterschrieben werden. 

F. 11. 

Die Standesregiſter ſind in deutſcher Sprache zu führen. n 

Iſt ein Erſchienener der deutſchen Sprache nicht mächtig, fo finden die Vorſchriften des §. 10 
Anwendung; der Zuziehung des Dolmetſchers bedarf es jedoch nicht, wenn der Standesbeamte der 
Sprache, in der ſich der Erſchienene erklärt, mächtig iſt. : 

Die Eintragung fol dem der deutſchen Sprache nicht mächtigen Erſchienenen durch den Dolmetſcher 
oder, wenn ein Dolmetſcher nicht zugezogen worden iſt, durch den Standesbeamten in der fremden Sprache 
vorgetragen werden imb bie Feſtſtellung enthalten, daß dies geſchehen iſt. 

8. 12. rg í 

Erfolgt bie Eintragung eines Geburts» ober Sterbefalls auf Grund der ſchriftlichen Anzeige oder 
Mittheilung einer Behörde (88. 20, 24, 58, 62 des Geſetzes), jo ijt in der Eintragung auf die Anzeige 
oder Mittheilung Bezug zu nehmen. 


۱ 8. 13. 
Soweit die Beurkundung einer Thatſache innerhalb des ihr nach dem Vordrucke zukommenden 
Naumes nicht erfolgen kann, iſt ſie am Rande vorzunehmen. 


In den Fällen des F. 12 dieſer Vorſchriften und des F. 23 des Geſetzes iſt der Vordruck nur 
inſoweit zu benutzen, als ein zuſammenhängender Theil des Vordrucks zweckmäßiger Weiſe verwendet 


werden kann; im Uebrigen üt der Vordruck zu durchſtreichen und die Eintragung am Rande vorzunehmen. 
Wird nach den vorſtehenden Beſtimmungen eine Eintragung zum Theil am Rande vorgenommen, 
fo ift der Zuſammenhang mit dem innerhalb des Vordrucks ſtehenden Theile kenntlich zu machen. Die 
Anzahl der am Rande geſchriebenen Zeilen ijt am Schluſſe der Eintragung zu vermerken. 
Iſt in den Fallen des Abſ. 2 der Vordruck ganz unbenutzt geblieben, fo dürfen bei der 
Ertheilung von Regiſterauszügen die für die Auszüge beſtimmten Formulare nicht verwendet werden. 


Se 
Erkennt bei der Anzeige der Geburt eines unehelichen Kindes der Anzeigende oder ein mit dem 
Anzeigenden Erſchienener ſeine Vaterſchaft vor dem Standesbeamten an, ſo hat dieſer die Anerkennung 
in der über den Geburtsfall vorgenommenen Eintragung zu beurkunden. 
Erfolgt die Anerkennung vor dem Standesbeamten nach der Anzeige der Geburt, ſo hat er fie 
am Rande ber über den Geburtsfall vorgenommenen Eintragung zu beurkunden. 


8. 15. 

Erkennt Jemand bei feiner Eheſchließzung mit der Mutter eines unehelichen Kindes feine Bater- 
ſchaft vor dem Standesbeamten an, ſo hat dieſer die Anerkennung in der über die Eheſchließung vor⸗ 
genommenen Eintragung zu beurkunden. 

Die Anerkennung gilt, wenn nicht das Gegentheil erklärt wird, zugleich als Antrag auf Bei⸗ 
ſchreibung eines Vermerkes am Rande der über ben Geburtsfall vorgenommenen Eintragung. Iſt der 
Geburtsfall in dem Standesregiſter eines anderen Bezirkes eingetragen, ſo hat der Standesbeamte dem 
Standesbeamten dieſes Bezirkes einen Auszug aus dem Heirathsregiſter behufs Beiſchreibung des Ver⸗ 
merkes koſtenfrei zu überſenden. We 

Wird vor dem Standesbeamten über die bei der Anzeige ber Geburt oder bei ber Eheſchließung 
erſolgende Anerkennung der Vaterſchaft auf Verlangen des Anerkennenden eine beſondere Urkunde errichtet, 
[o finden die Vorſchriften des 5. 14 Abſ. 1 und des 8.15 keine Anwendung. In einem ſolchen Falle 
bleibt es den Betheiligten überlaſſen, bei dem Standesbeamten, in deſſen Regiſter der Geburtsfall ein⸗ 
getragen iſt, bie Beiſchreibung eines Randvermerkes nach Maßgabe des F. 26 des Geſetzes zu beantragen. 


S 11. 
Zuſätze, Löſchungen und Aenderungen nach Maßgabe des S. 13 Abſ. 4 des Geſetzes ſind nur 
zuläſſig, ſolange die Eintragung noch nicht abgeſchloſſen ijt. 
Die in das Nebenregiſter aufzunehmende Abſchrift (8. 14 Abſ. 1 des Geſetzes) hat die Zuſätze, 
Löſchungen und Alenderungen als folde wiederzugeben. 


18 
Offenbare Schreibfehler, die in einer abgeſchloſſenen Eintragung enthalten ſind, kann der 
Standesbeamte mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde durch einen Vermerk am Rande der Eintragung 
befeitigen; der Vermerk iſt unter Angabe des Tages beſonders zu vollziehen. 
Die Vorſchrift des §. 17 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


TEE 
In bie Auszüge aus bem Standesregiſter (F. 15 Abſ. 2 des Geſetzes) iſt unter Weglaſſung der 
in den 8$. 17, 18 bezeichneten Randvermerke der berichtigte Wortlaut der Eintragung aufzunehmen. In 
Uebrigen ſind die Randvermerke in den Auszügen als ſolche wiederzugeben. ; 


8. 20. 

Um den Standesbeamten eine nähere Anweiſung für die richtige Benutzung des Vordrucks in 
den Formularen A bis F an die Hand zu geben, find ihnen ſowie ihren Stellvertretern je zwei der 
berfolgenden Muſter mitzutheilen: 

A der Eintragung in das Geburtsregiſter auf Grund 

der Anzeige des ehelichen Vaters (S. 18 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes) — A 1 —, 


S 


der Anzeige einer bei ber Niederkunft zugegen geweſenen Perſon (S. 18 Abſ. 1 Nr. 2 bis 4 
des Geſetzes) — A 2 —, 

00 einer aus eigener Wiſſenſchaft unterrichteten Perſon (§. 19 des Geſetzes) — 

der Anzeige einer öffentlichen Krankenanſtalt (5. 20 des Geſetzes) — A 4 —. 

A 1 enthält zugleich ein Beiſpiel für bie Eintragung der nachträglichen Anzeige ber 
Vornamen des Kindes (S. 22 Abſ. 3 des Geſetzes). 

A 2 macht erſichtlich, wie die Abänderung ber Eintragung im Falle des §. 13 Abſ. 4 
des Geſetzes ($. 17 dieſer Vorſchriften) zu bewirken iſt. 

A 3 enthält ein Beiſpiel für eine Eintragung auf Grund der Genehmigung der Muf- 
ſichtsbehörde ($. 27 Abſ. 1 des Geſetzes) und für die Beurkundung der bei der 
Anzeige der Geburt eines unehelichen Kindes erfolgenden Anerkennung der Vater⸗ 
ſchaft (S. 14 916۱۰ 1 dieſer Vorſchriften). 

A 4 giebt zugleich Anleitung für die Benutzung des Vordrucks gemäß 8. 13 Abſ. 2 
dieſer Vorſchriſten und zeigt die Form des Randvermerkes über die bei der Ehe⸗ 
ſchließung der Eltern erfolgte Anerkennung der Vaterſchaft (§. 26 des Geſetzes, 
8. 15 Abſ. 2 dieſer Vorfchriften). 

B der Eintragung in das Heirathsregiſter 

B 1 zeigt, in welcher Weiſe zu verfahren ijt, wenn ein Schreibensunkundiger nur ſein 
Handzeichen beifügen kann (8. 13 Abſ. 2 Nr. 5 des Geſetzes), und macht ferner 
erſichtlich, wie in Fällen der Verhinderung des Standesbeamten deſſen Stell⸗ 
vertreter die Eintragung zu unterzeichnen hat. 

B 2 giebt ein Beiſpiel für die Eintragung einer bei der Eheſchließung erfolgenden 
Anerkennung der Vaterſchaft (5. 15 ADJ. 1 dieſer Vorſchriften) ſowie eines Rand- 
vermerkes nach Maßgabe des 88. 55 des Geſetzes und zeigt zugleich, wie die 
Abſchrift im Nebenregiſter zu beglaubigen und die Beiſchreibung einer nach der 
Einreichung des Nebenregiſters an die Auffichtsbehörde in das Hauptregiſter 
gemachten Eintragung zu bewirken ift (§. 14 Abſ. 3 des Geſetzes). 

O der Eintragung in das Sterberegiſter auf Grund 
der Anzeige des Familienhaupts — G1 رسب‎ 
ber Anzeige desjenigen, in deſſen Behauſung fid) der Sterbefall ereignet hat — 09 —, 

C 1 giebt zugleich Anleitung für die Eintragung einer unter Zuziehung eines Dolmetſchers 
erftatteten Anzeige mit theilweiſer Benutzung des Randes (S. 11, §. 13 Abſ. 1, 3 
dieſer Vorſchriften). 

02 zeigt, in welcher Weiſe bie Beſeitigung einer offenbaren Unrichtigkeit zu bewirken 
ift (8. 18 dieſer Vorſchriften). ۱ ۱ ۱ 

C 3 gewährt ein Beifpiel für die nach 8.28 des Geſetzes im Sterberegiſter zu be⸗ 
wirkenden Eintragungen unter theilweiſer Benutzung des Vordrucks (8. 13 Abſ. 2,8 
dieſer Vorſchriften), deme 

C 4 für eine Eintragung auf Grund ber Anzeige einer Behörde (§. 12, §. 13 Abſ. 2, و‎ 
dieſer Vorſchriften). Das Muſter enthält auch einen Vermerk über eine nach 
„ 65 des Geſetzes auf Anordnung des Amtsgerichts (S. 69 des Geſetzes über die 

ngelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) erfolgte Berichtigung der Eintragung. 
D der Beſcheinigung über die erfolgte Eheſchließung — Di —, 
E ber Anordnung des Aufgebots — E 1 —, 
F der Beſcheinigung des Aufgebots — Fi —. 


§. 21. y 
Die Einſicht der Regiſter ift Geiſtlichen und anderen Religions dienern koſtenfrei zu geſtatten. 


2 
Für jedes Regiſter find von dem en Sammelakten zu halten; die Akten find nach 
Jahrgängen zu ordnen. 
In die Sammelakten ſind alle auf die Regiſterführung bezüglichen amtlichen Schriftſtücke auf⸗ 
zunehmen, insbeſondere bie den Standesbeamten zugeſtellten ſchriftlichen Anträge, Anzeigen und Mitthei⸗ 


3 


= us — 


lungen, die bei ihnen eingereichten Urkunden, die Verfügungen der Aufſichtsbehörde und der Gerichte, 
desgleichen die von den Standesbeamten in Gemäßheit der §§. 21, 45 bis 47, des 8. 58 Abſ. 1 und des 
§. 68 Abſ. 3 des Geſetzes aufgenommenen Verhandlungen und getroffenen Anordnungen. 
Wird eine eingereichte Urkunde zurückgegeben, ſo iſt dies unter Angabe des weſentlichen Inhalts 
der Urkunde in den Akten zu vermerken. 
8. 23. 
Der Standesbeamte hat ferner zu führen: 

1. für jedes Regiſter ein nach den Anfangsbuchſtaben der Namen, bei dem Heirathsregiſter 
nach den Anfangsbuchſtaben der Namen beider Ehegatten geordnetes Verzeichniß, welches 
das Auffinden der einzelnen Eintragung ermöglicht; 

2. ein Verzeichniß der Geburtsfälle, in welchen die Anzeige der Vornamen des Kindes noch 
ausſteht (§. 22 Abſ. 3 des Geſetzes); 

3. ein Verzeichniß der Aufgebote; 

4. ein Verzeichniß der zu erhebenden und der erhobenen Gebühren (S. 16 des Geſetzes). 

In kleineren Bezirken kann das Namensverzeichniß (Nr. 1) für zwei oder für alle Regiſter gemein⸗ 


ſchaftlich geführt werden. 
9.24 


Die Beiſchreibung und die Beglaubigung nachträglicher Eintragungen im Nebenregiſter (S. 14 

Abſ. 3 Satz 2 des Geſetzes) forie bie Ertheilung von Auszügen aus dem Nebenregiſter (S. 15 Abſ. 2 des 

Geſetzes) iſt von dem Gerichtsſchreiber des Gerichts zu bewirken, von dem das Nebenregiſter aufbewahrt wird. 

Solange das Nebenregiſter jid) bei der Aufſichtsbehörde befindet (§. 14 Abſ. 2 des Geſetzes), kann 

die Beiſchreibung und die Beglaubigung nachträglicher Eintragungen im Nebenregiſter auf Anordnung 
der Auſſichtsbehörde auch von einem hierzu ermächtigten Beamten dieſer Behörde bewirkt werden. 


$. 25. 

In den im §. 55 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten Fällen hat bie Staatsanwaltſchaft dem Standes- 
beamten, vor welchem die Ehe geſchloſſen worden iſt, eine mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft und mit der 
Angabe des Tages der Rechtskraft verſehene Ausfertigung des Urtheils behufs Beiſchreibung des Rand⸗ 
vermerkes zu überſenden. 

Hat ein Ehegatte, nachdem der andere für todt erklärt worden iſt, eine neue Ehe geſchloſſen 
(S. 1348 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), jo hat der Standesbeamte, vor welchem dieſe Ehe geſchloſſen 
worden iſt, dem Standesbeamten, in deſſen Heirathsregiſter die frühere Ehe eingetragen iſt, einen Auszug 
aus dem Heirathsregiſter behufs Beiſchreibung des Randvermerkes koſtenfrei zu überſenden. 


$. 26. 

Dem Erſuchen eines Standesbeamten ſind andere Standesbeamte ſowie Gemeinde⸗ und Orts⸗ 
polizeibehörden Folge zu leiſten verpflichtet. a 

Der Standesbeamte darf fein Amt in Angelegenheiten ausüben, bie feine Ehefrau oder Perſonen 
betreffen, mit denen er verwandt oder verſchwägert iſt. 

§. 28. 

Dieſe Vorſchriften treten gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. 

Die am 1. Januar 1900 noch vorhandenen Beſtände der alten Formulare, mit Ausnahme des 
Formulars B, können aufgebraucht werden; die alten Formulare für die Nebenregiſter und für die 
Regiſterauszüge ſind auch künftig zu verwenden, ſoweit die Eintragung im Hauptregiſter unter Benutzung 
eines alten Formulars bewirkt iſt. 


Berlin, den 25. März 1899. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe 


کے 19 — 


 Sumeninme . NE e 109m‏ ار ری تست 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 


Religion, und zeigte an, daß von ber 
„ .. Religion, 
wohnhaft 
r u... ES Sabres 
taujenb neunhundert. - mittags 


um voee d zung eub — Me 
"ow E "n m haf das Kind. Ex. Vornamen 


erhalten habe. 


Vorgeleſen, genehmigt und. و‎ : 
Der Standesbeamte. 


A. 


EE, ˙ - aus 19 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 
nach PP TT ene XE rom n 
loci I ²⁰²ꝛ ⅛˙’é d RE OT kannt, 


wohnhaft in SC ˙ 
— Religion, und zeigte an, daß von der 
V É EN Religion, 
wohnhaft 
T— . e- ی‎ 
tauſend neun hundert. pe ER mittags 
OE Mim Me 
geboren worden fei und daß das Kind.. Vornamen 


F ˙ AA 
Vorgeleſen, genehmigt und. 


risiede en ی یره‎ a 


Berlin am 25. Oktober 1901. 

Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erschien 
heute, der Persönlichkeit nach bekannt, der Regierungs- 
rath Karl Eduard Schulze, wohnhaft in Berlin, Annen- 
strasse 17, und zeigte an, dasa dem nebenbezeichneten 
Kinde die Vornamen Karl Theodor Anton beigelegt 
worden seien. 

Voryelesen, genehmigt und unterschrieben. 


Karl Eduard Schulze. 
Der Standesbeamte, 
N, 


— 


efa b and Es if flets Stand ober Gewerbe der Eltern des Kindes anzugeben, ebenſo ihre ſämmtlichen Vornamen, 
unt ۰ 


— 21 — 


A 1. 


Nr. 1080. 


—— Berlin am 26. September 1901. 


^ A ! 
Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 


nach auf Grund seiner Bestallung Te 

Oe anerkannt,‏ ۲ آ 
der Regierungsrath Karl Eduurd*) Schulze, ——— .‏ 
T u — zu ost‏ 
wohnhaft in Berlin, Annenstrasse 17, —_‏ 
evangelischer Religion, unb zeigte an, daß von ber‏ سس 
Karoline Antonie Henriette Schulze, geborenen Schmidt, seiner Ehefrau.‏ 
ENT NN‏ ا ا 
Lo scm — — —— evangelischer Religion,‏ 
wohnhaft bei ihm, — —— ——— g—‏ 


zu Berlin in seiner Wohnung — —— 


des Jahres 


tauſend neunhundert eins ——.ũꝶ.ü— Uyvy— — Mach mittags 


-Karl Eduard Schulze. — M — 


Der Standesbeamte. 


ſoweit fie 


de du 


e 


Nr. 2081. 


Berlin am 26. September ————— 1901. 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perjönlichkeit 


nach - 


die Hebamme), Frau Emilie Habermann, 


bekannt, 


wohnhaft in Berlin, Annenstrasse 11, 
ente) und zeigte an, daß von ber 
Amalie**) Hergenbach, geborenen Schneider, evangelischer Religion, Wittwe 
des am 31. Juli 1901 verstorbenen, zuletzt in Berlin wohnhaft gewesenen 
Schlächtermeisters Ludwig August Hergenbach, evangelischer Religion, 
wohnhaft in Berlin Stralauerstrasse 79, 


— 


zu Berlin in der Wohnung der Hergenbach --—— —————— nn o: 
am fünf umd zwanzigs*" September . des Jahres 
taufend neunhundert eins Vormittags 
um af Fünf ein halb Uhr ein Mädchen — 
geboren worden ſei und daß das Kind die Vornamen 
Marie Luise 
erhalten habe. Die Frau Habermann erklärte, dass sie bei der Niederkunft 
der Hergenbach zugegen gewesen sei***). (Vorstehend 1 Druckwort ge- 
strichen.) 

Vorgeleſen, genehmigt und unterschrieben.. 


^ 1 ELI En cr ت س‎ nn ne یتست تست‎ 


Habermann. 


Der Standesbeamte. 


In Vertretung ۱ 
N. 


JE statt „fünf ein halb“ muss es heissen: gwes ein halb. 
Vor Abschluss der Eintragung berichtigt. 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 
milie Habermann, 


Der Standesbeamte. 
In Vertretung. 


N. 


) Es ift in allen Fällen Stand oder Gewerbe des Anzeigenden anzugeben; die Angabe der Religion ift hier nicht erforderlich, 

ca die Anzeige von einer anderen Perſon als dem ehelichen Vater oder der Mutter erſtattet wird. 5 
Es iſt ſtets Stand oder Gewerbe der Eltern des Kindes anzugeben, ebenſo ihre ſämmtlichen Vornamen, ſoweit ſie bekannt find. 
In den Fallen des $. 18 Nr. 2 bis 4 des Geſetzes ift zu bemerken, daß ber Anzeigende bei der Niederkunft zugegen Qf 


refe iſt. 


å 3. 
Wr. 804. 


Leipzig am 24. Juni 1901. 


Vor dem unterzeichneten Slandesbeamten erſchien heule, ber Perſönlichkeit 
nach durch den von Person bekannten, in Leipzig wohnhaften Rentner 
Ludwig Schäffer —— anerkannt, 
die Waschfrau*), Witwe Henriette Hartwig, 


wohnhaft in Leipzig, Elbestrasse 4, سس سس‎ 
engen,“) und zeigte an, daß von der 
unverehelichten Fabrikarbeiterin Anna Marie **) Hartwig, — 


——Ü— — 


— katholischer Religion, 


— — eat وی و‎ me i 


wohnhaft in Leipzig, Dresdenerstrasse 18, 


— — —ñͥ —' 4 E— 


Zwangigs' Februar -—- be$ Jahres‏ سس 
taufend neunhundert eins W‏ 
Uhr ein Mädchen =‏ سس um act‏ 
geboren worden jei und daß das Kind — — die Vornamen‏ 
Anna Hermine -‏ 
erhalten habe. Die Wittwe Hartwig erklärte, dass sie von der Nieder-‏ 
kunft aus eigener Wissenschaft unterrichtet sei***). Zu der vorstehenden‏ 
Eintragung ist die Genehmigung der Aufsichtsbehörde ertheill, ____‏ 


— 


zu Leipzig in letztgenamnter Wohnung 


am 


—— 


— — 


Gleichzeitig war erschienen, der Persönlichkeit nach pA ۹ 

mf Grund seines Militärpasses anerkannt, der Weber D د‎ 
Carl Friedrich Reinecke, wohnhaft in Gohlis, und ; 
Orllärte, dass er seine Vaterschaft anerkenne. (Por- 
del end 4 Zeilen am Rande geschrieben, nebensiehend 
6 Druckworte gestrichen.) 

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 


Henriette Hartwig. Ser-Stantazbaginto. 


Carl Friedrich Reinecke. 
Der Standesbeamte. A Lm 11. 
N, 


Es iſt in allen Fällen Stand oder Gewerbe des Anzeigenden anzugeben; die Angabe der Religion tft hier nicht erforderlich, 
da die Anzeige von einer anderen Perſon als dem ehelichen Vater oder der Mutter erſtattet wird. s M 
) Es ift ſtets Stand oder Gewerbe der Eltern des Kindes anzugeben, ebenſo ihre ſämmtlichen Vornamen, ſoweit ſie 


betannt ſind. 
jm Wird die Anzeige nicht von einem nach $. 18 des Geſetzes zur Anzeige Verpflichteten, ſondern von einem nach F. 19 des 


Geſetzes zur Anzeige Berechtigten erſtattet, fo ijf zu bemerken, daß der Anzeigende aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtet ijt. 


EE 


Kr. 203. 
mE C es Breslau am 24. Mai سس‎ 1901. 


Der Direktor der Königlichen Universitüts-Frauen- Klinik in Breslau hat 


angezeigt, 
wahrhaft 


daß von der 


— — — 


unverehelichten Amalie Schmidt, ohne Beruf, 


—— evangelischer Religion, 
wohnhaft in Halbendorf, Kreis Oppeln, 


zu Breslau in der Königlichen Universitäts- Frauen- Klinik 
am 
iaufend neunhundert eins 
um sieben 


drei und zwanzigs ten Mai des Jahres 


Vormittags 


Uhr ein Knabe — سپس مس‎ 
geboren worden fei und daß das Kind . den Vornamen 
Eduard 
erhalten habe. 


— 


Vergeleſenp-genehmig-und ( Vorslehend 19 Druckworte gestrichen.) 


— 


Der Standesbeamte. 


Der Dienstknecht Hermann Philipp Naumann, 
wohnhaft in Namslau, hat bei der im Heirathsregister 
des Standesamis Namslau von 1904 unter Nr. 74 be- 
urkundeten Eheschliessung mit der Amalie Schmid: das 
nebenbezeichnete Kind als das seinige anerkannt. 


Breslau am 11. April 1904. 


Der Standesbeante. 
N. 
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26 — 


Nr. 


n 
tauſend neunhundert. 


1 ۰ - ۰ Ya 
Bor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchienen heute zum Zwecke der 
Eheſchließung: 


MM . 


ber Perſonlichkeit nach 

1 kannt, 
Religion, geboren am — we 3m E 
n des Jahres tauſed — hundert 
— M 

, wohnhaft in — 


E — wohnhaft 


der Perſönlichkeit nach 

۳ e ded - kannt, 
Religion, geboren OM — p 
como des rca nT hundert 
„ wohnhaft inn 


Tochter de. Meno . 


wohnhaft 


Als Zeugen waren zugezogen und erſchienen: 
SENS 
der Perſönlichkeit nach 
kannt, 


Jahre alt, wohnhaft in. 


4. d 


kannt, 


ob ſie die Ehe mit einander eingehen wollen. 


Die Verlobten bejahten dieſe Frage und der Standesbeamte 
ſprach hierauf aus, 


daß ſie kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs nunmehr rechtmäßig 
verbundene Eheleute ſeien. 


Vorgeleſen, genehmigt und... 


Der Standesbeamte. 


4* 


Bi. 


Nr. 638. 


Berlin am‏ سس 
Dezember tauſend neunhundert eins.‏ 


drei und æibaneigsten 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchienen heute zum Zwecke der 
Eheſchließung: 


1. der Schmiedemeister Julius Hermann*) Schneider, 


ber Perſönlichkeit nach auf Grund der Aufgebotsverhandlungen —— 
anerkannt, 


evangelischer Religion, geboren am ——————— drei und zwangzigste 
September des Jahres tauſend——— achthundert 
ein und siebziig— ———— zu Potsdam 
„wohnhaft in Berlin, Auguststrasse 37, 


Sohn des Bäckermeisters Karl Anton Julius*) Schneider und seiner 
Ehefrau Hermine Anna, geborenen Müller, 


wohnhaft 

in Potsdam 
2. die Wittwe Henriette Heidrich, geborene Neuberg, ohne Beruf, 
ber Perſönlichkeit nach auf Grund der Aufgebotsverhandlunyen 

anerkannt, 


evangelischer Religion, geboren am — ein und dreissigoten 
des Jahres tauſen سس‎ 
zu Treptow, Kreis Teltow 


Mai 


neun und siebzig 


, wohnhaft in Berlin, Gipsstrasse 5, 
— -—- MÀ aH —HÀ 
Tochter bes Tischlermeisters Hermann Neuberg, wohnhaft in Frankfurt an 
der Oder, und seiner Ehefrau Marie Henriette, geborenen Schmidt, 


wohnhaft 


in Danzig**) 


) Es tft in allen Fällen Stand oder Gewerbe der Verlobten und ihrer Eltern anzugeben, ebenſo ſämnetliche Vornamen, 
ſoweit ſie bekannt ſind. di: 
**) Wohnt bie Mutter nicht an demſelben Orte wie der Vater, fo tft ber Wohnort ber Mutter beſenders anzugeben. 


die Schneiderin Antonie Liebau, 


= p 2 


Als Zeugen waren zugezogen und erſchienen: 


3. der Tischlergeselle*) Hermann Rautenberg, سس سس‎ 


... — 
der Perſönlichkeit nach 


bekannt, 
22 Jahre alt, wohnhaft in Berlin, Neue Friedrichstrasse 8 
TTEN 


r POT a p —— m‏ سپس 
der Perſönlichkeit nach durch den Zeugen Rautenberg‏ 


anerkannt, 


63 Jahre alt, wohnhaft in Bernau, Kreis Nieder- Barnim. 


Der Standesbeamte richtete an die Verlobten einzeln und nach 
einander die Frage: 
ob ſie die Ehe mit einander eingehen wollen. 
Die Verlobten bejahten dieſe Frage und der Standesbeamte 
ſprach hierauf aus, 


daß ſie kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs nunmehr recht⸗ 
mäßig verbundene Eheleute ſeien. 


Vorgeleſen, genehmigt und von der schreibensumkundigen Antonie Liebau 
mit ihrem Handzeichen versehen, von den anderen Erschienenen unter- 
schrieben. Julius Hermann Schneider. Henriette Schneider, 
geborene Neuberg. Hermann Rautenberg. Al 


Der Standesbeamte. 


T a ued MO Der = 
N, 


*) Es ijt ſtets Stand oder Gewerbe der Zeugen anzugeben. 


B2. 


Nr. 74. 


c. Namslau am 
März taujenb neunhundert vier. 


neun und ۲ 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchienen heute zum Zwecke 
der Eheſchließung: 


. ber Dienstknecht Hermann Philipp*) Naumann, 


ber Perſönlichkeit nach 


bekannt, 
evangelischer Religion, geboren am el F ten 
Dezember des Jahres taufend achithundert 


sieben und siebzig 


zu Schreibendorf, Kreis Brieg 
, wohnhaft in Namslau, 


ze EEE 
Sohn bes Schlachters Philipp August“) Naumann und seiner Ehefrau 
Karoline, geborenen Raue, 


— wohnhaft 


۰ 
, 


in Schreibendorf, Kreis Brieg 


bie Dienstmagd Amalie Schmidt, 


— —— b —ẽ—.ẽ—e——õüä b i—'— : äbP 


der Perſönlichkeit nach auf Grund ihres Gesindedienstbuchs 


m anerkannt, 


fünfte 


achthundert 


evangelischer Religion, geboren am 
des Jahres taufend 
zu Brieg 
„wohnhaft in Halbendorf, Kreis Oppeln, 
.;. —w—w—. 0 ۰ >» -< 
Tochter des Sellers Ludwig Heinrich Schmidt, wohnhaft in Brieg, und 
seiner verstorbenen Ehefrau Bertha, geborenen Dreher, 


Mai 
neun und siebzig 


mm zuletzt wohnhaft 


in Brie. qm 


Durch das am 28. Dezember 1909 rechtskräftig 
gewordene Urtheil des Königlichen Landgerichts I in 
Berlin ist die Ehe zwischen dem Ilermunn Philipp 
Naumann und der Amalie Naumann, geborenen 
Schmidt geschieden worden. 


Namslau am 5. Januar 1910. 


Der ۰ 
N. 


Die Debereinstimmung mit dem Hauptregister 
beglaubigt 
Namslau am 5. Januar 1910 
der Standesbeamte 
V. 


Siegel. 


Beglaubigt.**) 
Namslau am 11. Januar 1910. 
Der Gerichtsschreiber 


des Königlichen Amtsgerichts. 
N. 


*) Es ijt in allen Fällen Stand oder Gewerbe der Verlobten und ihrer Eltern anzugeben, ebenſo ſämmtliche Vornamen 
ſoweit ſie bekannt ſind. ۱ ۲ h er; E 
*) Die Form des Beglaubigungsvermerkes richtet fid) nach ben allgemeinen Vorſchriften, die für die Beglaubigung von Al 
ſchriften durch die Gerichtsſchreiber gelten. 


اد 


Als Zeugen waren zugezogen und ۰ 
3. der Kaufmann*) Wilhelm Grimm, 


der Perſönlichkeit nad) 


— bekannt, 
45 Jahre alt, wohnhaft in Namslau 
4. der Kutscher Richard Schubert, 
der Perſönlichkeit nach auf Grund seines Militärpasses 
anerkannt, 


37 Jahre alt, wohnhaft in Halbendorf, Kreis Oppeln. 


Der Standesbeamte richtete an die Verlobten einzeln und 
nach einander die Frage: 
ob ſie die Ehe mit einander eingehen wollen. 
Die Verlobten bejahten dieſe Frage und der Standesbeamte 
ſprach hierauf aus, 
daß ſie kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs nunmehr recht— 
mäßig verbundene Eheleute ſeien. 


Der Dienstknecht Naumann erklärte, dass er das von seiner Ehe- 
frau am 23. Mai 1901 zu Breslau geborene Kind Eduard als das 
seinige amerkenne.** ) 


Vorgeleſen, genehmigt und unterschrieben. 
Hermann Philipp Naumann. Amalie Naumann, geborene 
Schmidt. Wilhelm Grimm. Richard Schubert. 


Der Standesbeamte. 


= 


Die Uebereinſtimmung mit dem Hauptregiſter beglaubigt 
Namslau am 29. Mare 1904 


der Standesbeamte 
N. 


*) Es ifi ſtets Stand oder Gewerbe der Zeugen anzugeben. 
**) Die Nummer der Eintragung im Geburtsregtſter iji, wenn bekannt, anzugeben. 


————————n]!. 
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C. 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 
nah 


SEHE gegen A OEE 
eee N سس سس ی‎ ac 


monde. E 
دنز‎ ut DP tees Bec t e EO Mn 


LU e eec detis 8 
des Jahres taujenb Mengun Deri aE E ne Bender me ۱ 
2 T CPP 
verſtorben ſei. 


e e e eee ur Neue ee و‎ 


Der Standesbeamte. 


ot 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 
Rach ; ER. oo... 


wohnhaft in!: e 
ee Cs. EET LIU ttm tima. 


wohnhaft inn. 
geboren z مومسم‎ 


Der Standesbeamte. 


F nicht mächtig ist und sich nur in polnischer Sprache 
erklären kann, wurde der von Person bekannte Lehrer 
Karl Hildebrand, wohnhaft in Obornik, als Dol- 
’netscher zugezogen. Dieser versicherte an Eidesstatt, 
dass er treu und gewissenhaft übertragen werde. 
Oginski zeigte darauf durch den Dolmetscher an, A 


€ 1. 


Nr. 49. 


— w Obornik am 17. November سس‎ 1901. 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 
nach 


bekannt, 
der Stellenbesitzer Joseph Karl Pawl*) Oginski, 


wohnhaft in Obornik. Da der Erschienene der deutschen Sprache FR 
und-geigte-en, J daß der Schüler Ignaz Joseph Oginski, 


fL ———— katholischer Religion, 
wohnhaft in Obornik bei dem Anzeigenden, 
geboren zu Rawitsch am 7. September 1894,**) 


Sohn 
Nowak, 


—— bes Anzeigenden und seiner Ehefrau Maria Olga, geborenen 


zu Obornik in der Wohnung des Anzeigenden 

am — siebzehnt" November 

des Jahres tauſend neunhundert eins 
Nachmittags um em ein halb Uhr 

verſtorben fei. (Vorstehend 4 Druckworte gestrichen, 6 Zeilen am Rande 

geschrieben.) Dem Anzeigenden in polnischer Sprache durch den Dolmetscher 

Vorgeleſen, genehmigt und unterschrieben. 
Joseph Karl Paul Oginski. Karl Hildebrand 


Der Standesbeamte. 
feed REET PERE — D ۱ 


) Es fmd ſtets ſämmtliche Vornamen des Verſtorbenen und feiner Eltern anzugeben, ſoweit die Namen bekannt ſind. 
**) Des Vermerkes, daß der Verſtorbene ledig geweſen fei, bedarf es nicht, wenn es nach feinem Alter ausgeſchloſſen ijt, daß 


er verheirathet war. 


5 * 


(019; 
Nr. 453. 


Kostenblut am 39. Dezember — 1903. 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 
uach 


— bekannt, 
der Bauerngutsbesitzer Ferdinand Reschke, 


wohnhaft in Kostenblut, 
und zeigte an, daß der Ackerknecht Emil Heinrich“) Hetzel, 


40 Jahre alt, سس‎ evangelischer Religion, 
wohnhaft in Kostenblut, 
geboren zu Grafenberg, Bezirksamt Forchheim, Wittwer, 


Sohn bes Tugelöhners Heinrich Hetzel und seiner Ehefrau 
Emilie ( Familienname unbekannt) in Gräfenberg, Bezirksamt Forchheim, 


zu Kostenblut in dem Gesindehause des Anzeigenden**) 


am سس‎ neun und zwanzigs ten Dezember 
des Jahres taufend neunhundert vier 

Vormittags um vier 
verſtorben ſei. 


Uhr 


Vorgeleſen, genehmigt und unterschrieben. 


Ferdinand Reschke. 


Der Standesbeamte. 


Kostenblut am 5. Januar 1904. 


Das nebenstehende Wort tausend neunhundert vier“ 
ist Schreibfehler; es muss heissen: 


tausend neunhundert drei. 


Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde vermerkt. 


Der Standesbeamte, 
N, 


Bi Es find ſtets ſämmtliche Vornamen des Verſtorbenen und feiner Eltern anzugeben, ſoweit die Namen bekannt find. 
Wird die Anzeige nicht von dem Familienhaupte, ſondern von demjenigen erſtattet, in deſſen Wohnung oder Behauſung 


ſich der Sterbefall ereignet Hat, fo ift dies in der Eintragung erſichtlich zu machen. 


w — — —pꝛ— ᷓ— 


strasse 3, am 10. September tausend neunhundert eins 
Nachmittags um 3 Uhr ein todtes Mädchen geboren 
worden sei. * 

(Nebenstehend 20 Zeilen gestrichen, vorstehend 
3 Zeilen am Rande geschrieben.) 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 


Ida Friedemann. 


Der Standesbeamte. 
N. 


fie bekannt find. 


Nr. 3. 
Berlin am 10. September -—— 1901. 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der Perſönlichkeit 
nach 


bekannt, 


die Hebamme, Wittwe Ida Friedemann, ——— 


wohnhaft in Berlin, Potsdamerstrasse 3, 
und zeigte an, daß in ihrer Gegenwart von der Luise?) Krüger, geborenen 
Mattern, evangelischer Religion, in der Wohnung des Ehemanns, des 
Hutmachers Robert Krüger, evangelischer Religion, £u Berlin, Haupt- 


am AU obs: je ier: 
bes abren. taujenb. neunDunbert... 2 ederet mette 
0911 تا‎ MEO و‎ ee lt BE 
JJV 


Vorgeleſen, genehmi 


*) Es find Stand oder Gewerbe und Religion der Eltern des Kindes anzugeben, ebenſo ihre ſämmtlichen Vornamen, ſoweit 


*) Sit das Kind in der Geburt verſtorben, fo hat die Eintragung zu lauten: 
ein Mädchen geboren worden und daß das Kind in der Geburt verſtorben ſei. 


Nr. 1250. 


ss Berlin am 19. August ——————— 1901. 


Der Erste Staatsanwalt bei dem Königlichen Landgericht I in Berlin 


hat mitgetheilt, 
wohn ha- ö nn 
und-zeigte-au, daß der Maurergeselle Gottfried Lehmann, xk 


————ͤ—— —ô—ä MHH D——f ( 


27 Jahre alt, 
wohnhaft in Berlin, 
geboren zu Stettin, ledig, 


evangelischer Religion, 


Sohn . der verstorbenen, zuletzt in Blindow, Kreis Prenzlau, 
wohnhaft gewesenen Eheleute Otto Lehmann (Stand oder Gewerbe un- 


bekannt) und Rosalie, geborenen Richter, 


zu Berlin im Thiergarten * 
am vierzehn" August 
des Jahres tauſend neunhundert eins 

Vormittags um sieben Uhr 


verſtorben-fei: todt aufgefunden worden sei, Tag und Stunde des Todes 
sind micht festgestellt worden. 


teen Mm 
( Vorstehend 20 Druckworte gestrichen.) 


Der Standesbeamte. 


Auf Anordnung des Königlichen Amtsgerichts T in 
Berlin wird berichtigend vermerkt, dass der Vorname 
des Lehmann nicht Gottfried, sondern Gottlieb gewesen 
und dass er nicht zu Stettin, sondern zu Angermünde 
geboren ist, 


Berlin am 14. November 1901. 


Der Standesbeamte. 
N, . 


Geburtsurkunde. 


T» BT 119 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchien heute, der ا‎ 


ind 


u e ec MUERE a: des Jahres 
tauſend neunhundert — mittags 
An 
تن‎ worden fei und daß das Kind 


Der Standesbeamte. 


(Siegel.) 


سا توب میب 


2 e و(‎ 


pesi d o pica 


Heirathsurkunde. 


n 


— kauſend neunpundert 


B b. 


ten 


Vor dem unterzeichneten Standesbeamten erſchienen heute zum Zwecke der Ehe⸗ 


ſchließung: 


3۳ 2۱۱ ME SELL ۳۴1 


der Perſönlichkeit nach 


Religion, geboren am 
—— des Jahres tauſend 
re E. 


„wohnhaft in 


Doerr de ۱ 


ten 


— hundert 


— wohnhaft 


AN AD. (as 


Als Zeugen waren zugezogen und erſchienen: 
der Perfönlichkeit nach 
E N A A S ma 4 TONER uds 

Jahre ait, wohnhaft in 


4. b 
ber Perſönlichkeit nach 1 2 GET 8 
mp el, Eu. : rotam 
X Jahre alt, wohnhaft i in 90 ۱ — — 


Der Standesbeamte richtete an bie Verlobten einzeln und nach einander 
die Frage: 
ob ſie die Ehe mit einander eingehen wollen. 
Die Verlobten bejahten dieſe Frage und der Standesbeamte ſprach 
hierauf aus: 
daß ſie kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs nunmehr rechtmäßig ver⸗ 
bundene Eheleute ſeien. 


Der Standesbeamte. 


E ie zn mit dem i ce Haupt: niue des Standesamts zu 


PT. ate E nee gleichlautend di wird hiermit beſtatigt. | 


Der Standesbeamte. 


(Slegel.) 


Sterbeurkunde. 


pl uM. ¹ð¹¹e1ñ . URS. 


Bor dem ان‎ Standesbeamten fen wr Der d a di as 


wohnhaft i in... 
und zeigte an, mw 


EE Religion, 


wohnhaft E. ES 
gog u... 


C ee 

des Jahres tauſend neunhun dere. ح‎ : 
ee c mitiags um lS ا‎ Uhr 
berflorben eise 8 M iore 


Vorgeleſen, genehmigt m- 


Der Standesbeamte. 


Daß vorſtehender BR mit dem Sterbe⸗Haupt⸗ Regiſter des Standesamts zu 


D -— E unu dit, wird hiermit beſtäligt. 


Der Standesbeamte. 


6 * 


Gültig wur zum Zwecke der ۰ (8. 82 des Geſetzes vom 6. Februar 1875.) 
Veſtheinigung der Eheſchließung. 


Zwischen Dor ۳ i, dne NEM. e 
wohnhaft in 
und der 


wohnhaff mn 


iſt vor dem unterzeichneten Standesbeamten heute die Ehe geſchloſſen worden. 


— ee e Ole CNRC IL 


Der Standesbeamte. 


(Siegel.) 


21. 


Gültig nur zum Zwecke der Trauung. ($. 82 des Geſetzes vom 6. Februar 1875.) 
Beſcheinigung der Eheſchließung. 


Zwiſchen dem Schlossermeister Otto Heinrich Richter, “ 


wohnhaft in Berlin, „ .. a 


und der Anna Catharina Reinhardt, ——— — % 


Wohnhaſt i gr; — 0 


nO 


ift vor dem unterzeichneten Standesbeamten heute die Ehe geſchloſſen worden. 


. — Berlin am 6. Februar 1901. 


Der Standesbeamte. 
EV: 


(Siegel.) 


E. 


Aufgehot. 


Es wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß 


Udpaph i. neh“ Zen سا‎ e E 
Sohn dae a Ru esee 


wohtihaflötmee. p ] ] w T تا ا‎ 
Tochter deen „eee 


die Ehe mit einander eingehen wollen. 
Die Bekanntmachung des Aufgebots hat in De سس‎ m 
S E en en nn موه‎ zu geſchehen. 


(Siegel.) 


Ausgehängt am eee. haus iR ne... e 


(Siegel.) 


E1. 


Aufgebot, 


Es wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß 
1. der Tischlergeselle Hermann Ludwig Starke, سس‎ 
سس سس‎ uu 
wohnhaft in Berlin, Prinzenstrasse 33, früher in Templin, ) —! 
Sohn des Maurermeisters Anton Philipp Starke und seiner Ehefrau Emilie Luise, geborenen 


Pelkmann, wohnhaft**) in Templin — — aaaaaaaauasasssassŘħħõĂ 


— 0 


2. die Näherin Auguste Antonie Dorothea Neubauer, rx; 
wohnhaft in Königs- Wusterhausen, Kreis Telmo تست سس‎ 
Tochter bes Schlossermeisters Theodor Wilheln Neubauer, wohnkaft in Königs- Wusterhausen, 
und seiner verstorbenen Ehefrau ‚Dorothea, geborenen Hegmann, zuletzt wohnhaft in Königs- 
Wusterhausen, 

die Ehe mit einander eingehen wollen. 

Die Bekanntmachung des Aufgebots hat in den Gemeinden Berlin, Templin und 

Königs- Wusterhausen, Kreis Tal. —— —— a zu 0 deben. 


tm Berlin am 96. Februar 1901. 
Der Standesbeamte. 
(Siegel) N. 
9916 0001۲۲ سس‎ Rathaus in Templin 
am 1. März 1901. 
Abgenommen am 16. Mare — 1901.***) 
——Àemplin am 16. März 1901. 


Der Bürgermeister, ****) 
Siegel.) N. 


— —— ——— —— € 


) Vergl. 8. 46 Nr. 3 des Geſetzes. 

**) G8 ijt flets der Wohnort ber Eltern der Verlobten anzugeben. 

ol S den Tagen des Aushanges und der Abnahme müſſen 14 volle Kalendertage liegen. 
) Die me cheinigung ift von dem Beamten (Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher, Standesbeamten 
u. . w.) zu unterzeichnen, welcher die Bekanntmachung des Aufgebots bewirkt bat. 


* 


Beſcheinigung des ۵ 5 


und 
ſtandesamtliche Ermächtigung. 


Der unterzelchnete⸗Statides dente dees Mm Tm Standesamt in 
— A beſcheinigt hiermit, daß zum Zwecke ber تسس‎ zwischen 


1. -dem T. am cmt coc tamureL pea wu pfe - .— — —— mern 


molt i in tem 
Sohn be... 


wohnhaft Mm ET EN... eher 
Tochter be e ——— —— 


das e TEN ftsmäßig durch LT am — — —À M 0909. haus 
E mte DOT his „ ER 


erfolgt iſt und daß Ehehinderniſſe nicht zu feinen ومع‎ gekommen EU gm. ertheilt 
der unterzeichnete Standesbeamte die Ermächtigung, a bie Ehe vor dem Standesbeamten 
۳ p —————— — — ĩ lÜ—ÀÀ 


EO odio 19.‏ کے 


Der Standesbeamte. 


(Stegel.) 


N 


F1, 


Veſcheinigung des Aufgebots. 
unb 
2 $ 2 Hi f & L1 $ H *) x 


Der unterzeichnete Standesbeamte des Grossherzoglich badischen Standes amts in Freiburg 
—— — او‎ hiermit, daß zum Zwecke der Eheſchließung zwiſchen 
1. dem Gastwirthe Friedrich T gner ——— ͤ4”»i———ßÄ«;ð᷑ð v —yF— سس‎ 


J ee ebr ant 25. Märg 
. Q K 1 
wohnhaft in Freiburg, سس سس سس سس تست‎ 
Sohn des Gastwirths Josef Friedrich Otto ligner und seiner Ehefrau Catharina, 
geborenen Deutsch, wohnhaft in Freiburg —— ——— ~  ——  — — 


سس € — 


— 


2. ber Lehrerin Susanne Barbara Spiegelhalter 


pb cte e Vti Ma 
au Emmendingen, 
wohnhaft in Emmendingen سس سس‎ 
Tochter des verstorbenen Weinbauers Berthold Spiegelhalter, zuletzt wohnhaft in Emmen- 
dingen, und seiner Ehefrau Barbara, geborenen Sonntag, wohnhaft in Emmendingen, 
— 
das Aufgebot vorſchriſtsmäßig durch Aushang am Kathhaug 
in Freiburg vom 23. Apri - bis 8. Mai ——— 1901 
und am Rathhaus in Emmendingen vom 25. Apri bis 10. Mai 1901 س‎ 


erfolgt ift und daß Chehinderniſſe nicht zu feiner Kenntniß getonmen find. Suglid ongoi 
eee eee rr r a V > 


or 


Freiburg am 19, Mai 


Der Standesbeamte. 


(Stegel.) N 

e 
*) Sft nur bie Beſcheinigung des Aufgebots zu ertheilen, ſo ſind die Worte „und ſtandesamtliche 
Ermächtigung“ ſowie der Schlußſatz zu durchſtreichen. 


gi 


— eerta pd 4 2 
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Erläuterungen zu den Aus führungsvorſchriſten. 


(Aus dem über die Vorſchriften vom Ausſchuſſe des Bundesraths für Juſtizweſen erſtatteten Berichte.) 


Zu 8. 1. 

Abweichend von dem Geburts- und Sterberegiſter iſt das Heirathsregiſter ſo eingerichtet, daß 
jede Eintragung auf zwei gegenüberſtehenden Seiten erfolgt; hiernach kann die erſte und die letzte Seite 
des Heirathsregiſters zu Eintragungen nicht verwendet werden. ۱ 

Der Vordruck des Jormulars B entipricht den 88. 1317, 1318 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
welche die Form der Eheſchließung beſtimmen. Daß Frage, Antwort und Ausſpruch den geſetzlichen 
Vorſchriften gemäß bei gleichzeitiger Anweſenheit der Verlobten und in Gegenwart der Zeugen erfolgt 
ſeien, iſt in dem Vordrucke nicht beſonders hervorgehoben, weil dieſer Umſtand aus dem übrigen Inhalte 
der Urkunde klar erhellt. b 

Eo uis e 


Zufolge $. 14 Abſ. 2 des Geſetzes hat der Standesbeamte nach Ablauf des Kalenderjahrs jedes 
Haupt⸗ und jedes Nebenregiſter unter Vermerkung der Zahl der darin enthaltenen Eintragungen ab⸗ 
zuſchließen. Im F. 3 der Vorſchriften iſt beſtimmt auf welcher Seite dieſer Abſchluß erfolgen fol. Kann 
hierzu eine freie Regiſterſeite benutzt werden, wie ſie im Heirathsregiſter ſtets vorhanden ift (vergl. die 
Erläuterungen zu F. 1), fo empfiehlt es fid), den Vermerk oben auf den Rand zu ſetzen. Iſt keine freie 
Seite übrig, ſo wird der Vermerk in der Regel unten am Rande den geeignetſten Platz finden, während 
der obere Theil für etwaige fachliche Randvermerke freizulaſſen iſt. Daß der Abſchluß des Nebenregiſters 
für jeden Jahrgang an der nämlichen Stelle erfolgt, wie der des Hauptregiſters, iſt nicht nothwendig; 
vielmehr beſtimmt ſich die Stelle allein nach den Raumverhältniſſen im Nebenregiſter. 

Uebrigens ſind die Geburts⸗ und Sterberegiſter mit der letzten Eintragung abzuſchließen, welche 
in dem Kalenderjahre vorgenommen wird; alle fpäter zur Anzeige gelangenden Geburts- und Sterbefälle 
werden demnach, auch wenn ſie noch vor dem Jahresſchluß eingetreten ſind, in den nächſten Jahrgang 
des Regiſters eingetragen. 

Zu S. 4. 

Stellt fid) bie Nothwendigkeit, einen neuen Band zu beginnen, im laufenden Kalenderjahre heraus, 
bevor die letzte Regiſterſeite des alten Bandes zu einer Eintragung benutzt iſt, ſo iſt dieſe Seite frets für 
den Abſchlußvermerk freizulaſſen. 

Für die Verweiſung auf den alten Band, mit welcher der neue beginnen ſoll, iſt eine beſtimmte 
Form nicht vorgeſehen. Es genügt, wenn der neue Band oben am Rande der erſten Seite als Fort⸗ 
ſetzung des betreffenden Jahrganges bezeichnet wird. P 

Wird nur im Hauptregiſter ein neuer Band begonnen, fo find die im 8. 4 ber Vorſchriften be⸗ 
zeichneten Vermerke in das Nebearegiſter nicht zu übertragen. 


Zu 8.5. 

Die Beſtimmung ſtellt klar, daß in kleineren Standesamtsbezirken für mehrere Jahrgänge des 
Hauptregiſters von vornherein ein gemeinſchaftlicher Band angelegt oder der bisherige Band, wenn er 
am Jahresſchluſſe noch genügenden Raum aufweiſt, weiter benutzt werden darf. Hinſichtlich der näheren 
Vorausſetzungen, unter denen der Standesbeamte von dieſer Befugniß Gebrauch zu machen hat, ſowie in 
Betreff der nachträglichen Vereinigung mehrerer Jahrgänge des Haupt- oder Nebenregiſters in einem 
Bande ſind die Anordnungen der Landesregierungen maßgebend. 

gps 


Ba 

Das nach dem Formular E anzuordnende Aufgebot kann gemäß §. 44 des Geſetzes in der Faſſung 
des Artikel 46 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche von jedem Standesbeamten erlaſſen 
werden, mor dem nach F. 1320 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ehe geſchloſſen werden darf. Der 
Standesbeamte, von welchem das Aufgebot angeordnet worden iſt, hat ſodann die nach dem Formular F 
zu ertheilende Beſcheinigung über das erfolgte Aufgebot in allen Fällen auszuſtellen, in denen die Ehe 
vor einem anderen Standesbeamten geſchloſſen werden ſoll. Dagegen darf er den in dieſem Formular 
enthaltenen Vordruck für die Ermächtigung zur Eheſchließung nur ausfüllen, wenn die Vorausſetzungen, 
welche feine Zuſtändigkeit zur Eheſchließung begründen, noch bei Ertheilung der Beſcheinigung vorliegen 
und andererſeits der Standesbeamte, vor welchem die Ehe geſchloſſen werden fol, an ſich nicht 
zuſtändig iſt. 


Ru $$. 10, 11. 

Iſt mit einer ſtummen oder ſonſt am Sprechen verhinderten oder tauben Perſon eine ſchriflliche 
Verſtändigung möglich, ſo gelten für die Verhandlung mit ihr lediglich die allgemeinen Vorſchriften; nur 
ift dem Tauben die Eintragung nicht vorzuleſen (§. 13 Abſ. 2 Nr. 4 des Geſetzes), ſondern zur Durchſicht 
vorzulegen. Auch für die Fälle, in denen ein Erſchienener blind ift, find beſondere Förmlichkeiten nicht 
vorgeſchrieben; es iſt hier ebenſo zu verfahren wie in den Fällen in denen der Erſchienene aus anderen 
Gründen nicht ſchreiben kann (§. 13 Abf. 2 Nr. 5 des Geſetzes). 

In Betreff der Fähigkeit einer Perſon zur Mitwirkung als Dolmetſcher finden die nach 8. 1318 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für einen Zeugen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 
Der Dolmetſcher ſoll demnach großjährig und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſein. Dagegen 
ſteht Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft des Dolmetſchers mit dem Standesbeamten ober mit einem der 
Erſchienenen der Zuziehung nicht entgegen. 

Die im F. 10 Abſ. 1 Satz 3 vorgeſchriebene eidesſtattliche Verſicherung hat der Standesbeamte 
dem Dolmetſcher bei Beginn der Verhandlung abzunehmen. Ein Verzicht der Betheiligten auf die Ab⸗ 
nahme der eidesſtattlichen Verſicherung ift nicht zugelaſſen. Die Verſicherung foll vielmehr nur dann 
unterbleiben, wenn der Dolmetſcher nach Maßgabe landesrechtlicher Vorſchriften für Uebertragungen der 
betreffenden Art im Allgemeinen vereidet iſt; aus dem Landesrecht iſt auch die Frage zu beantworten, 
ob ein vor einer anderen Behörde, insbeſondere vor Gericht geleiſteter Dolmetſchereid ſich auf die Ver⸗ 
handlungen vor dem Standesbeamten erſtreckt. 

Neben den beſonderen Vorſchriften der 88. 10, 11 find die allgemeinen Beſtimmungen des Geſetzes 
gleichfalls zu beobachten. Insbeſondere iſt die Eintragung auch von demjenigen, mit welchem unter Zu⸗ 
ziehung des Dolmetſchers verhandelt worden iſt, zu genehmigen und zu unterſchreiben oder mit einem 
Handzeichen zu verſehen. 


Zu F. 13. 

Der Standesbeamte hat die Beurkundung der Geburten, Eheſchließungen und Sterbefälle durch 
Ausfüllung des Vordrucks der Regiſter zu bewirken. Erweiſt ſich der Zwiſchenraum als unzureichend, 
ſei es weil beſonders lange Angaben einzutragen ſind, ſei es weil für eine Thatſache an der ihr nach 
dem Zuſammenhauge der Eintragung zukommenden Stelle ein Raum überhaupt nicht vorgeſehen iſt, ſo 
ift die Eintragung nach Anleitung der beigefügten Muſter A 3 und C1 unter Zuhülfenahme des Randes 
zu bewerkſtelligen. 

Von der Benutzung des Vordrucks darf der Standesbeamte nur dann abſehen, wenn die Ein⸗ 
tragung eines Geburts- oder Sterbefalls auf Grund der ſchriftlichen Anzeige oder Mittheilung einer Be- 
hörde zu erfolgen hat (S8. 20, 24, 58, 62 des Geſetzes) ſowie wenn eine Anzeige in Betreff eines todt- 
geborenen oder in ber Geburt verſtorbenen Kindes im Sterberegiſter zu beurkunden ijt ($. 23 des Geſetzes). 
Auch in den bezeichneten Fällen iſt jedoch die Benutzung des Vordrucks inſoweit geſtattet, als ein zu⸗ 
ſammenhängender Theil zweckmäßig Verwendung finden kann. Um den Rand für nachträgliche Vermerke 
möglichſt frei zu laſſen und das eigene Schreibwerk zu vermindern, werden die Standesbeamten auf eine 
ſolche Benutzung, ſoweit irgend angängig, Bedacht zu nehmen haben. Dieſes Beſtreben darf indeſſen nicht 
dahin führen, daß die Ueberſichtlichkeit der Eintragung leidet oder daß in einen Zwiſchenraum des Vor⸗ 
drucks Angaben eingetragen werden, für die der Raum nicht beſtiumt ifi. Beiſpiele für eine geeignete 
Ausnußung des Vordrucks bieten bie Muſter A 4, C3 und C 4, 
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Sit eine Eintragung zum Theil am Rande vorgenommen, ſo muß beſondere Sorgfalt darauf 
verwendet werden, daß der Zuſammenhang mit dem innerhalb des Vordrucks ſtehenden Theile kenntlich 
if. Die Muſter A 3, C1 und C3 machen erſichtlich, in welcher Weiſe dies geſchehen kann. 


Auf Grund des F. 25 des Perſonenſtandsgeſetzes iſt der Standesbeamte, in deſſen Regiſter die 
Geburt eines unehelichen Kindes eingetragen wird, befugt, die Anerkennung der Vaterſchaft (zu vergl. 


Zu 8. 15. 

Nach einer ſchon jetzt beſtehenden Praxis kann auch der Standesbeamte, vor welchem die Mutter 
eines unehelichen Kindes die Ehe ſchließt. bei dieſem Anlaſſe die Erklärung des Ehemanns über die An⸗ 
erkennung der Vaterſchaft entgegennehmen und in dem Regiſter beurkunden. Die Zuläſſigkeit eines ſolchen 
Verfahrens iſt nunmehr durch den 8.167 Abſ. 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für das ganze Reichsgebiet außer Zweifel geſtellt, und der §. 15 Abſ. 1 beſtimmt daher, 
daß die bezügliche Erklärung in die Heirathsurkunde aufzunehmen ift. 

In den genannten Fällen ift außerdem, gemäß der allgemeinen Vorſchrift des $ 26 des Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetzes, die erfolgte Anerkennung am Rande der über die Geburt des Kindes vorgenommenen 
Eintragung zu vermerken, ſofern ein Betheiligter es beantragt. Die Herbeiführung dieſes Randvermerkes 
wird regelmäßig in der Abſicht der die Ehe ſchließenden Perſonen liegen. Mit Rückſicht hierauf ſieht der 
$.15 ۲۵۲۰ 2 vor, daß die bei der Eheſchließung erfolgende Anerkennung, ſofern nicht von einem der 
Betheiligten das Gegentheil erklärt wird, zugleich als Antrag auf Beiſchreibung des Randvermerkes im 
Geburtsregiſter gilt und daß, ſoweit hierbei das Geburtsregiſter eines anderen Bezirkes in Frage kommt, 
der Standesbeamte, vor welchem die Ehe geſchloſſen ift, dem Standesbeamten jenes Regiſters einen Aus⸗ 
zug aus dem Heirathsregiſter zu überſenden hat. Die Ueberſendung geſchieht koſtenfrei; eine Gebühr iſt 
mithin für den Auszug nicht zu erheben. 

die Geburt des Kindes in dem Standesregiſter desjenigen Bezirkes eingetragen, in welchem‏ له 

die Eheſchließung erfolgt, ſo hat der Anerkennende die Wahl, ob er die Anerkennung nach 8.15 Abf. 1 
im Heirathsregiſter oder nach 8.14 Abſ. 2 im Geburtsregiſter beurkunden laſſen will. In dem letzteren 
Falle bedarf es ſelbſtverſtändlich nicht der Herbeiführung eines Randvermerkes über die erfolgte Aner⸗ 
kennung gemäß § 26 des Geſetzes und 8. 15 Abſ. 2 der Vorſchriften. 


. Zu 8.16. 

Während die durch den 8.25 des Perſonenſtandsgeſetzes begründete Befugniß des Standes⸗ 
beamten zur Aufnahme einer Urkunde über die Anerkennung der Vaterſchaft ſich nur auf die Beurkundung 
in dem Standesregiſter erſtreckt, iſt ſeine Zuſtändigkeit, ſoweit ſie in dem 8.167 Abſ. 2 des Geſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geregelt iſt, an eine ſolche Beſchränkung nicht gebunden. 
Demgemäß darf der Standesbeamte des Geburtsregiſters die vor ihm nicht bei, ſondern erſt nach der 
Anzeige der Geburt erfolgende Anerkennung (F. 14 Abſ. 2 der Vorſchriften), unbeſchadet weitergehender 
Beſtimmungen des Landesrechts, nur in den Regiſter beurkunden; dagegen kann vor dem Standes- 
beamten über die bei der Anzeige ber Geburt oder bei ber Eheſchließung ſtattfindende Anerkennung auch 
eine beſondere Urkunde errichtet werden. Im Allgemeinen wird indeſſen der Standesbeamte davon aus⸗ 
zugehen haben, daß eine vor ihm abgegebene Erklärung zur Eintragung in das Standesregiſter Des 
ſtinunt DA Zur Aufnahme einer beſonderen Urkunde hat er daher erſt Anlaß, wenn ſie ausdrücklich ver⸗ 
langt wird. 

In dieſem Falle kommen der 8.14 Abſ. 1 und der 8. 15 der Vorſchriften nicht zur Anwendung. 
Der Standesbeamte hat ſich vielmehr darauf zu beſchränken, zunächſt die Eintragung des Geburtsfalls 
oder ber Eheſchließung zu bewirken und unmittelbar nach deren Abſchluß die Urkunde über die Myer- 
kennung aufzunehmen. Eine Eintragung in das Regiſter erfolgt lediglich nach Maßgabe des 8.26 des 
Perſonenſtandsgeſetzes. Es iſt mithin nur in das Geburtsregiſter ein Randvermerk über die erfolgte An⸗ 


uod 


erkennung und zwar nur dann aufzunehmen, wenn ein Betheiligter dies auf Grund ber über bie Aner⸗ 


kennung errichteten Urkunde ausdrücklich beantragt. Ob die Betheiligten einen ſolchen Antrag bei dem 
Standesbeamten des Geburtsregiſters ſtellen wollen, iſt ihnen zu überlaſſen. 


Zu e. 1 18. 

Nach 8.13 Abſ. 4 des Geſetzes find Zuſätze, Löſchungen oder Abänderungen am Nande der 
Eintragung zu vermerken und gleich der Eintragung ſelbſt beſonders zu vollziehen. Der 8.17 Abſ. 1 
der Vorſchriften felt klar, daß diefe Beſtimmung ausſchließlich für Zuſätze, Löſchungen und Aende⸗ 
rungen gilt, welche ſich während der Vornahme der Eintragung, alſo vor deren Beendigung, als noth⸗ 
wendig ergeben. 

Die Berichtigung einer bereits abgeſchloſſenen Eintragung kann gemäß § 65 des Geſetzes aus⸗ 
ſchließlich auf Grund gerichtlicher Anordnung erfolgen. Hiernach iſt der Standesbeamte nicht befugt, 
ohne Mitwirkung des Gerichts nachträglich eine Eintragung zu berichtigen, wenn ſie ihrem Inhalte nach 
zufolge der unterbliebenen Erwähnung oder der unrichtigen Angabe einer Thatſache dem wirklichen Sach⸗ 
verhalte nicht entſpricht, und es macht dabei keinen Unterſchied, ob die Betheiligten wider beſſeres Wiſſen 
oder aus Verſehen falſche Angaben gemacht haben. Die Vorſchrift des § 65 erſtreckt fid) aber nicht auf 
offenbare Verſehen rein äußerlicher Art, die dem Standesbeamten bei dem Niederſchreiben der Worte oder 
Zahlen unterlaufen und aus dem übrigen Inhalte der Urkunde ohne Weiteres erkennbar ſind, die dem⸗ 
nach auch eine Mitwirkung der Betheiligten zur Berichtigung nicht vorausſetzen. Solche Schreibfehler 
können nach 8.18 Abſ. 1 der Vorſchriften ohne gerichtliche Anordnung durch einen Vermerk am Rande 
der Eintragung beſeitigt werden. Der Standesbeamte hat jedoch hierzu die Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde einzuholen. Wird die Genehmigung verweigert, jo ijt das gerichtliche Berichtigungsverfahren 
nach Maßgabe der $8.65, 66 des Geſetzes einzuleiten. 

Wie der Wortlaut ergiebt, betrifft ber § 18 Abſ. 1 der Vorſchriften nur die Hauptregiſter. Die 
Beſeitigung von Schreibfehlern, die im Nebenregiſter bei der abſchriftlichen Uebertragung des Inhalts der 
Hauptregiſter untergelaufen find, hat ohne Weiteres alsbald nach der Entdeckung zu erfolgen. Die Be⸗ 
richtigung iſt auch hier in der Form eines Randvermerkes zu bewirken. 


Zu S. 22. 

Der ADI. 1 ſpricht lediglich den Grundſatz aus, daß für jedes Regiſter beſondere ۲ 
zu halten ſind. Im Uebrigen beſtimmt ſich die Einrichtung und Führung der drei Klaſſen von Sammel⸗ 
akten nach den Anordnungen der Landesregierungen. 

Die Klaſſe, der die einzelnen auf die Regiſter bezüglichen Schriftſtücke (Abſ. 2) einzuverleiben 
ſind, erhellt ohne Weiteres aus dem Zwecke, zu welchem ſie dem Standesbeamten mitgetheilt oder von 
ihm aufgenommen werden. In die dem Heirathsregiſter dienenden Sammelakten gehören namentlich alle 
Urkunden, welche die Verlobten vor der Anordnung des Aufgebots oder vor der Eheſchließung beigu- 
bringen haben, wie Geburtsſcheine und Einwilligungserklärungen (F. 45 des Geſetzes), Bewilligung von 
Befreiungen und ärztliche Beſcheinigungen über eine lebensgefaͤhrliche Erkrankung (8.1322 des ۶ 
lichen Geſetzbuchs, §. 50 des Geſetzes in der Faſſung des Artikel 46 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch), Aufgebotsbeſcheinigungen und ſtandesamtliche Ermächtigungen (3. 49 des Geſetzes, 
8.1321 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Uebrigens ſchließt der Abſ. 2 nicht aus, daß in die Akten auch 
ſolche Urkunden aufgenommen werden, welche mit der Regiſterführung nicht unmittelbar zuſammenhangen; 
insbeſondere bleiben die Anordnungen der Landesregierungen über die Behandlung der den Standes⸗ 
beamten von auswärts zugehenden Standesurkunden unberührt. 

Die Akten ſollen bei den Standesbeamten verbleiben und dürfen mithin an eine andere Stelle 
zur Aufbewahrung nicht abgegeben werden. Dagegen ift es nach Abſ. 3 geſtattet, Urkunden, die noch 
für andere Zwecke Verwendung finden können, unter Zurückbehaltung eines Aktenvermerkes über ihren 
weſentlichen Inhalt den Betheiligten zurückzugeben. Was zum weſentlichen Inhalte gehört, iſt nach Lage 
des einzelnen Falles zu beurtheilen; beiſpielsweiſe wird, wenn behufs Eingehung einer neuen Ehe ein 
Scheidungsurtheil vorgelegt worden iſt, der Vermerk über die Rückgabe, die Bezeichnung der Parteien 
und des Gerichts, die Urtheilsſormel, den Tag der Verkündung und der Rechtskraft ſowie mit Rückſicht 
auf den 8.1312 des Bürgerlichen Geſetzbuchs den Grund der Scheidung zu enthalten haben. 
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Zu F. 23. 

Das Verzeichniß Nr. 3 iſt zunächſt für die von dem Standesbeamten ſelbſt angeordneten Auf⸗ 
gebote beſtimmt. Liegt aber dem Standesbeamten nach den für ihn maßgebenden landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften auch die Bekanntmachung der Aufgebote ob, jo wird das Verzeichniß zugleich diejenigen Auf⸗ 
gebote zu umfaſſen haben, welche er auf Erſuchen eines anderen Standesbeamten bekannt gemacht hat. 


Zu 8. 25. 

Wenn eine Ehe für nichtig erklärt oder wenn in einem Rechtsſtreite, der die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder des Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen den Parteien zum Gegenſtande hat, das Nicht⸗ 
beſtehen der Ehe feſtgeſtellt iſt, ingleichen wenn eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöft 
oder wenn nach 8.1575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, ſo ſoll 
gemäß 8.55 Abſ. 1 des Perſonenſtandsgeſetzes in der Faſſung, die er durch den Artikel 46 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch erhalten hat, am Rande der über die Eheſchließung be⸗ 
wirkten Eintragung die Beiſchreibung eines entſprechenden Vermerkes erfolgen. In der Regel iſt hierzu 
ein gerichtliches Urtheil erforderlich, welches die Staatsanwaltſchaft, wie der Abſ. 1 des 8. 25 vorſieht, 
dem Standesbeamten zu überjenden hat. Nur wenn ein Ehegatte, nachdem der andere für todt erklärt 
worden iſt, eine neue Ehe eingeht, wird die frühere Ehe nicht durch gerichtliches Urtheil, ſondern nach 
8. 1348 des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch bie Schließung der neuen Ehe aufgelöſt. Mit Rückſicht auf 
dieſen Fall ſchreibt daher der 8.25 Abſ. 2 vor, daß der Standesbeamte, vor welchem die neue Ehe ge⸗ 
ſchloſſen wird, dem Standesbeamten, in deſſen Heirathsregiſter die frühere Ehe eingetragen iſt, einen Aus⸗ 
zug aus dem Heirathsregiſter zu überſenden hat. 


Zu §. 27. 

Aus den $9.13, 45 des Geſetzes ift zu entnehmen, daß der Standesbeamte ſich der amtlichen 

Thätigkeit enthalten muß, wenn es ſich um die Beurkundung der eigenen Anzeige, die Entgegennahme 
der eigenen Erklarung oder die Anordnung des der eigenen Eheſchließung vorhergehenden Aufgebots 
andelt. Dagegen ſteht es dem Standesbeamten, falls diefe Vorausſetzungen nicht zutreffen, nach 8.97 
er Vorſchriften frei, auch in Angelegenheiten, die ſeine Ehefrau oder ſeine Angehörigen betreffen, das 
Amt auszuüben. Er iſt daher nicht gehindert, den Tod der Ehefrau ſowie den Perſonenſtand ſeiner 
Kinder zu beurkunden, ſofern nur die erforderliche Anzeige durch eine andere Perſon erfolgt; ebenſo kann 
er bei der Eheſchließung feines Kindes die ftandesamtlichen Verrichtungen wahrnehmen. 

Die gleichen Geſichtspunkte ſind für die Befugniß des Standesbeamten zur Aufnahme einer be- 
ſonderen Urkunde über die Anerkennung der Vaterſchaft (S. 167 Abſ. 2 des Geſetzes über bie Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, $. 16 der Vorſchriften) maßgebend, da ihm dieſe Verrichtung ledig⸗ 
lich mit Rüdfiht auf feine Zuſtändigkeit zur Führung der Standesregiſter übertragen iſt. Die weiter⸗ 
gehenden Beſchränkungen, welche nach 8. 170 Nr. 2 bis 4 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit bei der Errichtung einer ſolchen Urkunde für die Richter und die Notare ge'ten, 
finden hier keine Anwendung. 
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